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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

2019 setzten sich das Zentrum fiir Demokratie Aarau (ZDA) und die Tagespresse mit der
Frage auseinander, ob sich die Demokratie als Staatsform, sowohl in der Schweiz als
auch weltweit, in einer Krise befindet. Der Zustand der Demokratie wurde hierbei
jeweils unterschiedlich bewertet:

Im Feuilleton der NZZ ging man der Frage nach, ob wir uns in einem postfaktischen
Zeitalter befinden, in welchem die Wissenschaft an Geltung verloren habe, und ob als
Folge daraus ein «Ende der Demokratien» resultieren kénnte. Politik ohne Fakten, so
ein Argument der US-amerikanischen Philosophin Seyla Benhabib, wirde die fur
Demokratien essenzielle «Verstandigungsbereitschaft» der Bevolkerung und damit die
Diskursoffentlichkeit «torpedieren». Man kdénne tatséchlich annehmen, dass sich
solcherart Zustdnde mehren wdirden, blicke man etwa auf die Prasidenten Jair
Bolsonaro (BRA) oder Donald Trump (USA) als «militante oder habituelle
Antiintellektuelle», doch sei dies nur ein Teil des Ganzen, wie Elena Wilhelm von der
ZHAW in ihrem Kommentar entgegnete. Eine international durchgefiihrte Studie des
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituts Gallup, welches jahrlich auch den World
Happiness Report veroffentlicht, habe namlich ergeben, dass 72 Prozent der
Bevolkerung der Wissenschaft noch immer vertraue, allerdings ofters auch ihren
Nutzen in Frage stelle - nur 41 Prozent der Befragten glaubten, dass die Wissenschaft
der Bevdlkerung zugutekomme. Der Glauben an Fakten sei folglich noch vorhanden.
Wichtig sei deshalb, dass die «Diskursgemeinschaften» gestarkt wirden, indem die
Wissenschaft wieder vermehrt Debatten anstosse und so einen Mehrwert fur
Diskussionen bote und dem «Postfaktischeln]» etwas entgegenhalten kénne.

Das ZDA fuhlte der Demokratie mit dem im Herbst erschienenen Buch «Brennpunkt
Demokratie» auf den Zahn. Ein Auszug des darin publizierten Artikels von Sarah Engler
und Daniel Kubler wurde auch in der Aargauer Zeitung veroffentlicht.

Historisch betrachtet habe es noch nie so viele Demokratien gegeben wie heute: Uber
60 Prozent aller Staaten seien Demokratien. Seit zehn Jahren sei aber eine Stagnation
dieser Zahl festzustellen, was «Pessimisten» gerne dazu verleite, von einem Niedergang
der Demokratie zu sprechen. Weltweit seien Bulrgerinnen und Blrger «zunehmend
unzufrieden und misstraultlen Parteien und Eliten», beispielsweise weil man sich
missverstanden fuhle oder Anliegen nicht ernstgenommen wuirden. Auf der anderen
Seite seien teilweise Personen an der Macht, welche demokratische Grundprinzipien
infrage stellten. Dies lege nahe, dass Populismus die Demokratie gefahrde, gleichzeitig
fihre der Einzug von Populisten in die Regierung «nicht automatisch zu
demokratischen Einbussen»; mit der SVP habe die Schweiz langst eine populistische
Partei in der Regierung, doch seien hier derart unterminierende Tendenzen nicht zu
beobachten.

Weitere Resultate, die auf den am ZDA entwickelten Demokratiebarometer
zuriuckgehen, zeigten auf, dass auch insgesamt in Europa kein genereller
«Qualitatsverfall der Demokratie» festzustellen sei. In einzelnen Staaten wie
Griechenland und Spanien sei aufgrund der dortigen Wirtschaftskrise oder in Italien
und Ungarn aufgrund der Einschrankung der Pressefreiheit aber ein deutlicher
Ruckgang demokratischer Parameter zu verzeichnen.

Ein letzter Aspekt wurde schliesslich zu Jahresende wiederum in der NZZ thematisiert:
Hass, Sexismus und Drohungen seien in der Politik und gegentiber Journalisten héaufiger
geworden. So sah sich Marionna Schlatter (gp, ZH) wéhrend ihrer Kandidatur fir den
Stédnderat mit Morddrohungen konfrontiert, Christoph Mérgeli und Roger Koppel (svp,
ZH) seien verbal attackiert und in einem Zircher Lokal mit Getrénken Uberschittet
worden.

Frauen gegentber, so die Soziologieprofessorin Katja Rost, sei der Hass vermehrt
sexistischer Natur und personlich gefarbt. Amtierende Politikerinnen seien sich daher
einig, dass dies junge Frauen vom Einstieg in die Politik abhalten kénnte, und Rost fugte
hinzu, dass Hass dazu fuhre, dass sich Frauen nicht mehr vorbehaltlos kontrovers
aussern kdnnten. Der Hass stelle aber insgesamt «eine Gefahr fur die Demokratie» dar
und treffe Politikerinnen und Politiker jedweder Gesinnung. Bei den «Hatern» handle
es sich zwar nur um einen «marginalen Teil der Gesellschaft» - dieser hatte aber einen
«extremen Effekt». Umso wichtiger, resimierte man in der Zeitung, sei es, dass man
dem Hass nicht kampflos das Feld Uberlasse und sich fir «Anstand in der politischen
Debatte» einsetze. '
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.05.1992
HANS HIRTER

Stimmung in der Bevolkerung

Wie bereits im Vorjahr flhrte die Altersvorsorge die Rangliste des vom
Forschungsinstitut gfs.bern erstellten Sorgenbarometers 2019 an. Mit dieser jahrlich
von der Credit Suisse in Auftrag gegebenen Studie werden die Sorgen der Schweizer
Bevolkerung eruiert. Insgesamt blieben die funf grossten Sorgen im Vergleich zum
Vorjahr beinahe unverandert. Eine Ausnahme bildete lediglich der funfte Platz, welcher
von der Sorge um die Arbeitslosigkeit belegt wurde, die damit wieder nach vorne in die
gewohnten Topplatze gerlickt war. Auf die AHV auf dem ersten folgte die Kategorie
«Gesundheit, Krankenkassen» auf dem zweiten Platz, wéhrend die Sorge aufgrund von
«Ausléanderinnen» auf dem dritten Platz landete. Einen Platz nach vorne gertickt war die
Kategorie «Umweltschutz/Klimawandel/Umweltkatastrophe>, die Kategorie
«Flichtlinge/Asyl» hingegen fiel auf den neunten Platz zuriick. Hierbei, so eine These
der Studie, sei bemerkenswert, dass gleichzeitig die Sorge um die personliche
Sicherheit (sechster Rang) um elf Prozentpunkte zugelegt habe. Das Narrativ, in
welchem Flichtlinge als «Sicherheitsbedrohung von aussen» dargestellt wirden,
funktioniere somit nicht mehr. Uberhaupt konnte die Studie keine Griinde fiir die
Sicherheitsbedenken ausmachen, denn etwa auch die Angst vor Terrorismus oder
Fundamentalismus stieg nicht an. Der Kern dieser Sicherheitsbedenken sei noch zu
klaren.

Von der Politik verlangten die Schweizerinnen und Schweizer rasche Lésungen zu
innenpolitischen Themen, so Lukas Golder von gfs.bern und Co-Leiter der Studie. Auf
die Frage, welche Probleme am dringendsten von den Politikerinnen und Politikern
angegangen werden mussten, nannten die meisten Umfrageteilnehmenden denn auch
die Rentenreform, wie dies bereits im Jahr zuvor der Fall gewesen war. Neu war, dass
2019 die Umweltfragen auf dem zweiten Platz der am dringendsten zu l|6senden
Probleme landeten. Anscheinend waren die Befragten diesbezlglich von den
Politikerinnen und Politikern enttauscht, denn 46 Prozent gaben an, die Politik von
Regierung und Verwaltung versage in entscheidenden Themen, wobei 83 Prozent
anfligten, der Bundesrat musse «seine Fuhrungsrolle besser wahrnehmen». Noch im
vergangenen Jahr lag das Vertrauen in den Bundesrat bei 61 Prozent und auch sonst war
das Vertrauen in die Institutionen vergleichsweise hoch. Dies habe sich geandert: Von
der EU, Uber die Kirchen, zu den Arbeitsvertretungen, bis hin zu den politischen
Parteien wiesen viele Institutionen einen Vertrauenseinbruch aus, welcher nicht selten
20 Prozentpunkte betrug. Auch die Armee, im Vorjahr noch auf dem zweiten Platz,
verlor in gleichem Ausmass an Vertrauen in der Bevolkerung. Bemerkenswert war
hierbei, dass sich 90 Prozent der Befragten eine gréssere Anerkennung von
Freiwilligenarbeit winschten, wobei sich 74 Prozent der Befragten vorstellen konnten,
dass «obligatorische Dienste als Alternative zum Militardienst» hier Abhilfe schaffen
wirden. Einzig die Polizei verzeichnete einen kleinen Vertrauensanstieg und belegte
neu den ersten Platz - was im Hinblick auf die Sorge um die personliche Sicherheit eine
passende Entwicklung sei, wie die Studie abschliessend feststellte. ?

Rechtsordnung
Strafrecht

Infolge des Referendums der EDU und des Vereins «Recht auf Leben» fand am 17. Mai
1992 eine Volksabstimmung Uber das neue Sexualstrafrecht statt. Die wesentlichsten
Punkte der Revision waren die Entkriminalisierung sexueller Beziehungen zwischen
nahezu gleichaltrigen Kindern (bei Beibehaltung des Schutzalters 16), die Bestrafung der
Vergewaltigung in der Ehe, die vollstandige Gleichbehandlung von hetero- und
homosexuellem Verhalten sowie die Differenzierung zwischen weicher und harter
Pornographie und analog zum Brutaloverbot die Bestrafung der letzteren (z.B. sexuelle
Darstellungen mit Beteiligung von Kindern oder Tieren). Fiur die breite Front der
Beflrworter bedeutete die Revision primar eine féllige Anpassung der rund flnfzig
Jahre alten Bestimmungen an die gewandelten Verhaltensweisen und
Moralvorstellungen. Die Gegner, zu denen sich neben den beiden im
Referendumskomitee vertretenen Gruppierungen noch die Schweizer Demokraten und
die Auto-Partei gesellten, sahen in den neuen Bestimmungen einen Angriff auf die
guten Sitten, den christlichen Glauben und die in der Bibel festgelegten Prinzipien.

Die Stimmberechtigten hiessen die Revision mit 73.1% Ja-Stimmen gut. Abgelehnt
wurde die Vorlage einzig im Wallis, wo die CVP wie auch in Freiburg die Nein-Parole
ausgegeben hatte (das deutschsprachige Oberwallis nahm das Sexualstrafrecht mit 58%
Ja an). Die ebenfalls stark katholisch gepragten Kantone der Innerschweiz stimmten
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.09.2013
NADJA ACKERMANN

MOTION
DATUM: 02.12.2013
NADJA ACKERMANN

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.09.2015
KARIN FRICK

hingegen deutlich zu. Die nach der Abstimmung durchgefihrte Vox-Befragung ergab,
dass es sich fur die Ja-Stimmenden vor allem um die Anpassung eines veralteten
Gesetzes an die heutigen Verhaltensweisen und Moralvorstellungen gehandelt hat,
wahrend bei den Gegnern gerade der Widerstand gegen diesen Wandel im Vordergrund
stand. Die neuen Bestimmungen traten auf den 1.10.1992 in Kraft.

Sexualstrafrecht: Abstimmung vom 17. Mai 1992

Beteiligung: 39,2%
Ja: 1'2565'604 (73,1%)
Nein: 461'723 (26,9%)

Parolen:
- Ja: FDP (1%), SP, CVP (2*), SVP (1*), GP, LP, LdU, EVP (1*), PdA; SGB, CNG, SGV.
- Nein: AP, SD, EDU.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®

Grundrechte

Das Vermummungsverbot war auch auf kantonaler Ebene ein Thema. Im Kanton Basel-
Stadt wurde eine von der Jungen SVP lancierte Initiative flr ein kantonales
Vermummungsverbot vom Parlament fir ungultig erklart. Die Initiative wollte im
Ubertretungsstrafrecht einen neuen Paragraphen verankern, nach dem das Verdecken
des Gesichtes ausserhalb bewilligungspflichtiger Versammlungen, Demonstrationen
und Menschenansammlungen bestraft werden sollte.

Mehr Erfolg hatte das Vermummungsverbot im Kanton Tessin. Am 23. September wurde
eine von Giorgio Ghiringhelli lancierte Volksinitiative, die nach dem Vorbild Frankreichs
und Belgiens die Vermummung im 6ffentlichen Raum verbieten wollte, von 65,4% der
Stimmblrger gutgeheissen. Die avisierte Zielgruppe waren Burka- und
Nigabtragerinnen, obwohl diese im Stdkanton kaum anzutreffen sind. Ghiringhelli ging
es denn auch bewusst um die Prévention. Ob die neue Verfassungsbestimmung zur
Anwendung kommen wird, hangt von der ausstehenden Gewahrleistung der
Kantonsverfassung durch die Bundesversammlung ab (vgl. Kapitel 1d).

Am Tag nach der Annahme der Burka-Initiative im Tessin liess das Egerkinger Komitee,
welches einst erfolgreich die Minarett-Initiative lanciert hatte, verlauten, dass eine
ahnlich formulierte, nationale Volksinitiative zur Unterschriftensammlung bereitstinde.
Méglich also, dass das Anliegen nach dem Scheitern im Parlament den Weg Uber die
Volksrechte nehmen wird. °

Der Standerat wollte kein nationales Vermummungsverbot. Mit 27 zu 3 Stimmen sprach
er sich klar gegen eine entsprechende Motion Fehr (svp, ZH; Mo. 11.3043) aus. Ein
generelles Vermummungsverbot wirde einen Eingriff in die Polizeihoheit der Kantone
darstellen und daher eine Verfassungsanderung voraussetzen. Mit demselben Argument
lehnte die kleine Kammer auch eine Motion Foéhn (svp, SZ; Mo. 13.3520) ab, welche
Vermummungen bei Demonstrationen und Kundgebungen kunftig zwingend als
Straftatbestand ahnden wollte. Der Motionar begriindete seinen Vorstoss damit, dass
die kantonalen Verbote nicht mit gebotener Harte durchgesetzt wirden und daher ein
nationales Vermummungsverbot in das Strafgesetzbuch aufgenommen werden musse. ¢

Sowohl die Gewahrleistung der neuen Tessiner Kantonsverfassung, wodurch das
Gesichtsverhillungsverbot von Bundesrat und Parlament als bundesrechtskonform
akzeptiert wurde, als auch das Urteil des EGMR vom Juli 2014, welches das Burkaverbot
in Frankreich offiziell als EMRK-konform einstufte, verhalfen der Burka-Kontroverse in
der Schweiz zu Aufwind. Anfang 2015 kindigte das Egerkinger Komitee um den
Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, das seinerzeit die Minarett-Initiative aus
der Taufe gehoben hatte, denn auch an, auf nationaler Ebene eine Initiative fir ein
Verhullungsverbot nach Tessiner Vorbild einzureichen, und zwar parallel zu Wobmanns
parlamentarischer Initiative mit dem gleichen Anliegen. Obwohl die SPK-NR das
Anliegen im April 2015 mit knapper Mehrheit unterstutzt hatte, glaubte der Initiant nicht
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.09.2017
KARIN FRICK

an den Erfolg Uber den parlamentarischen Weg. Deshalb und nicht zuletzt auch aus
wahltaktischen Grinden - im Hinblick auf die bevorstehenden eidgendssischen Wahlen
im Oktober 2015 erhoffte sich die SVP einen positiven Effekt von der Initiative, wie der
Walliser SVP-Nationalrat Oskar Freysinger unumwunden zugab - trat das Egerkinger
Komitee am 29. September 2015 vor die Medien, um die endglltige Lancierung der
Volksinitiative «Ja zum Verhiillungsverbot>» bekanntzumachen. Der Initiativtext sei bei
der Bundeskanzlei eingereicht worden und so bald als mdglich wolle man mit der
Unterschriftensammlung beginnen, liess das Komitee, dem neben Walter Wobmann
weitere SVP-Exponentinnen und -Exponenten sowie Mitglieder der EDU, der Lega und
der Schweizer Demokraten angehérten, in der Presse verlauten. Inhalt des
Initiativtextes war erstens das Verbot, sein Gesicht im 6ffentlichen Raum oder an
offentlich zugénglichen Orten (ausgenommen Sakralstatten) zu verhiillen oder zu
verbergen, sowie zweitens das Verbot, eine Person zu zwingen, ihr Gesicht aufgrund
ihres Geschlechts zu verhilllen. Ausnahmen sollten aus gesundheitlichen,
sicherheitsrelevanten und klimatischen Griinden sowie aus Griinden des einheimischen
Brauchtums gestattet sein, um etwa Mundschutzmasken flir Pflegepersonal,
Motorradhelme, Kélteschutz beim Wintersport oder Fasnachtsmasken nicht unter
Strafe zu stellen. In den Augen der Gegnerinnen und Gegner sollte die Initiative ein
Problem l6sen, das gar nicht existiere, sei doch die Wahrscheinlichkeit, in der Schweiz
einer Burkatrégerin zu begegnen «nicht viel hdoher als auf dem Mars», wie «La Liberté»
karikierend schrieb.

Die Alarmglocken schrillen liess die Initiative unterdessen in der Tourismusbranche, die
sich — unter der Frankenstérke und Buchungsrickgangen aus dem Euroraum &chzend -
gerade an der steigenden Anzahl zahlungskréaftiger Gaste aus den Golfstaaten erfreute.
Verbote die Schweiz die Burka, so die Beflirchtung, wirde diese Klientel zuklnftig auf
Reisen in die Schweiz verzichten und auch sonst kdnnte die Schweiz als bisher als offen
und tolerant wahrgenommene Destination einen betrachtlichen Imageschaden erleiden
und auch andere Touristen abschrecken. Eine prompte Reaktion auf das neuste Projekt
des Egerkinger Komitees kam auch aus der Gemeinde Egerkingen (SO): Per
Communiqué distanzierte sich der Gemeinderat in aller Form vom Egerkinger Komitee,
das sich im Namen auf seinen Grundungsort beruft, und dessen «ideologisch
verbramter Gesinnung», wie der Tages-Anzeiger berichtete, und forderte das Komitee
auf, den Namen Egerkingen nicht mehr zu verwenden.

Die Debatte um das Verhullungsverbot loderte im Nachgang der Terroranschlége von
Paris Mitte November 2015 noch einmal heiss auf. Wéhrend Kritiker des Burkaverbots
befurchteten, durch die Einflhrung eines solchen kdénnte die Schweiz vermehrt in den
Fokus von Dschihadisten ricken und in der Folge auch Ziel von zukinftigen Attentaten
sein, zeigten sich die Initianten in den Medien wenig beeindruckt von den jlungsten
Geschehnissen. Selbst durch Drohungen von Fundamentalisten wollten sie sich nicht
einschlichtern lassen, denn nach den Anschlagen in Paris sei die Initiative «aktueller
denn je»; es gehe letztlich darum, «unsere freiheitliche Gesellschaftsordnung zu
schitzen», so Wobmann gegentiber der «Schweiz am Sonntag».

Wie man das Burkaverbot schon vor dem offiziellen Inkrafttreten wirkungslos machen
konnte, zeigte sich derweil im Kanton Tessin, dessen Regelung Pate fur das nationale
Verbot gestanden hatte: Der franzésisch-algerische Unternehmer Rachid Nekkaz
kiindigte im Dezember in Locarno (Tl) medienwirksam an, alle Bussen flr Burka- oder
Nikabtragerinnen im Tessin — ungeachtet deren Héhe - zu Gbernehmen.’

Die Veroéffentlichung des Ergebnisses der Vorprifung durch die Bundeskanzlei Mitte
Marz 2016 war flr das Egerkinger Komitee der Startschuss zur Unterschriftensammlung
fiir die Volksinitiative «Ja zum Verhiillungsverbot>», deren Text sich am Tessiner
Verhullungsverbot orientierte. Die dazugehodrige medienwirksame Inszenierung auf dem
Bundesplatz, bei der einige Komitee-Mitglieder als vermummte Chaoten und
Burkatragerinnen - zum Teil mit Sprengstoffgurtel-Attrappe - verkleidet posierten,
hatte fUr das Komitee ein juristisches Nachspiel. Im Kanton Bern gilt seit 1999 ein
Vermummungsverbot bei unbewilligten Demonstrationen, weshalb die Stadt Bern das
Komitee wegen «Kundgebung ohne Bewilligung» mit 500 Franken busste, wie die
Aargauer Zeitung berichtete. Da die eidgendssischen Réate sich spater aber gegen die
Aufhebung der parlamentarischen Immunitdt Walter Wobmanns - Prasident des
Komitees und Nationalrat - entschieden, musste die Busse nicht bezahlt werden.

Einige Monate nach Anlaufen der Unterschriftensammlung, im Sommer 2016,
vereinnahmte der Zlrcher SP-Regierungsrat Mario Fehr die Schlagzeilen zur Burka-
Debatte, indem er sich als prominenter Vertreter des linken Lagers zu den bisher
hauptsachlich rechtsbirgerlichen BeflUrwortern eines Verhullungsverbots gesellte.
Burkas gehérten nicht in die Schweiz, denn in einer liberalen Gesellschaft zeige man
das Gesicht, zitierte ihn die Presse. Erwartungsgemass loste er mit dieser
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«Provokation», wie die NZZ seinen &ffentlichen Positionsbezug gegen die Parteilinie
nannte, weit Uber seine eigene Partei hinaus einen Sturm der Entristung aus. Linke wie
Liberale warfen ihm ein seltsames Verstandnis von Liberalismus vor. Doch es zeigte sich
auch, dass die SP in dieser Frage keineswegs geeint war. Mit Pierre-Yves Maillard (sp,
VD) und Anita Fetz (sp, BS) sprachen sich in den Tagen darauf zwei weitere SP-
Aushéngeschilder gegen die Burka in der Schweiz aus und auch bei der Parteibasis
erfreue sich Fehr - nicht nur, aber auch wegen seiner Haltung in der Burka-Frage -
grosser Beliebtheit, erklarte der Zircher SP-Président Daniel Frei. Christian Levrat (sp,
FR), Prasident der SP Schweiz, betonte gegenilber «La Liberté» unterdessen, dass die
Burka aus der Schweiz verschwinden musse, aber die Initiative der SVP der falsche Weg
sei. Einig waren sich die Beteiligten letztlich darin, dass die Debatte Uber das
Burkaverbot parteiintern noch gefihrt werden musse.

Damit war die SP jedoch nicht allein; gespalten zeigten sich in der Burka-Frage auch die
FDP, die CVP und sogar die SVP, deren Nationalrate Claudio Zanetti (svp, ZH) und Alfred
Heer (svp, ZH) zu den prominentesten Gegnern des Burkaverbots gehorten.
Handkehrum sprachen sich nach dem «Bekenntnis» Fehrs auch immer mehr
burgerliche Politikerinnen und Politiker 6ffentlich fur ein Burkaverbot aus, auch wenn
dieses ihrer Meinung nach nicht in die Verfassung gehore, sondern vielmehr auf
Gesetzesebene  oder  kantonal geregelt werden solle. Den  «rasanten
Meinungsumschwung» im burgerlichen Lager beaugte Initiant Walter Wobmann eher
skeptisch und brachte den Vorwurf des politischen Opportunismus aufs Tapet.

Nichts zur Entkraftung dieses Vorwurfs beitragen konnten die Ende August publizierten
Resultate einer reprasentativen Umfrage von «lLe Matin Dimanche» und der
Sonntagszeitung, wonach 71 Prozent der befragten Stimmberechtigten ein
Verhullungsverbot in der Schweiz beflirworteten. Fast alle (96%) der befragten SVP-
Wahlerinnen und -Wahler sprachen sich daflir aus; bei den anderen bdlrgerlichen
Parteien BDP, CVP und FDP &usserten sich rund drei Viertel positiv zu einem Verbot.
Die Wahlerschaften der GLP und der SP zeigten sich mit 54 bzw. 47 Prozent
Zustimmung gespalten, wahrend die Basis der Grlnen als einzige klare Ablehnung
signalisierte. Eine weitere Umfrage im Auftrag der «Schweiz am Sonntag», deren
Ergebnisse drei Wochen spéater veroffentlicht wurden, bestatigte diese Tendenz, wenn
auch in leicht abgeschwachter Form. Hier sprachen sich schweizweit rund 61 Prozent
der Befragten fur ein Verhullungsverbot aus, altere deutlich stéarker als jingere.

Als Alternative zum Burkaverbot in der Verfassung, das allenfalls Signalwirkung habe,
aber keine Probleme |6se, erneuerte CVP-Prasident Gerhard Pfister (cvp, ZG)
unterdessen die Idee eines Religionsartikels in der Verfassung. Es musse eine
grundséatzliche und breitere Diskussion darUber stattfinden, «welche Werte in unserer
Gesellschaft fur alle gelten sollen» und «wie unsere Rechtsordnung gegen
fundamentalistische Ideologien durchgesetzt werden» kénne, so Pfister gegenliber dem
St. Galler Tagblatt. Der Aargauer SP-Nationalrat Cédric Wermuth griff die Idee Pfisters
auf und préasentierte in der «Schweiz am Sonntag» einen Entwurf fir einen solchen
Religionsartikel, den er als «Koalitionsangebot an die progressiven Krafte - nicht nur,
aber auch im Islam» bezeichnete. Der Vorschlag sah Gleichbehandlung und
Nichtdiskriminierung fur alle religiosen Gemeinschaften bei gleichzeitiger Verpflichtung
derselben auf die Werte der Bundesverfassung vor und griindete in der Hoffnung,
durch die staatliche Anerkennung des Islams dessen fundamentalistische Strémungen
zurlickzudrangen. Da ein solcher Toleranzartikel jedoch einerseits die Abschaffung des
Minarettverbots bedeutete und andererseits viele neue Fragen nach tolerablen und
intolerablen Glaubensédusserungen aufwirfe, rdumten ihm die Medien keine allzu
grossen Erfolgschancen ein. Auch von Seiten christlicher und muslimischer
Religionsgemeinschaften ausserten sich kritische Stimmen zu diesem Vorhaben.

Zur Halbzeit der Sammelfrist, Anfang 2017, gab Initiant Walter Wobmann in der Presse
bekannt, sein Komitee habe bereits 70'000 Unterschriften beisammen und schaue
somit zuversichtlich dem Ablauf der Frist Mitte September entgegen. Derweil zeichnete
sich auch immer deutlicher ab, dass ein indirekter Gegenvorschlag mit einem Verbot
auf Gesetzesstufe durchaus denkbar sein wirde und dass ein solcher bei vielen v.a.
blrgerlichen Parlamentarierinnen und Parlamentariern wohl auf Unterstitzung zéhlen
konnte. Darauf liess sich Wobmann im «Blick» zitieren: Falls der Inhalt des
Gegenvorschlags deckungsgleich zu jenem der Volksinitiative wére, werde man den
Ruckzug der Initiative in Betracht ziehen.

Anfang September 2017, also noch vor Ablauf der Sammelfrist, présentierte der
Ausserrhoder FDP-Stdnderat Andrea Caroni bereits ein Nein-Komitee zum
Verhullungsverbot, fir dessen Co-Prasidium er Vertreterinnen und Vertreter aus allen
Fraktionen gewinnen konnte. Zu seinen Mitstreitenden zahlten gemass «Sonntags-
Blick» SVP-Nationalrat Claudio Zanetti, die Zlrcher Nationalratinnen Tiana Angelina
Moser von der GLP, Barbara Schmid-Federer von der CVP und Rosmarie Quadranti von
der BDP sowie die Stdnderéte Hans Stockli (sp, BE) und Robert Cramer (gp, GE). Caroni
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nannte die Initiative des Egerkinger Komitees «Symbolpolitik», die ein
«Scheinproblem» 16sen wolle. Es gehe den Initianten nicht um Frauenrechte, sondern
um den «Kulturkampf gegen den Islam». Ausserdem verletze ein nationales Verbot den
Foderalismus; einen Entscheid sollte jeder Kanton flr sich treffen, prasentierte er
seine Argumente im «Sonntags-Blick». Initiant Wobmann kommentierte die Grindung
des Gegenkomitees laut «Blick» mit der Bemerkung, Caroni verflge Uber «spezielle
Hirnwindungen». Unverstandlich sei fir ihn auch, was in seinen Parteikollegen Zanetti
gefahren sei, dass er sich so vehement gegen die Initiative engagiere. ®

Einen Tag vor Ablauf der Sammelfrist Mitte September 2019 gab das Egerkinger Komitee
in den Medien bekannt, die bendtigten 100'000 Unterschriften fur die Volksinitiative
«Ja zum Verhullungsverbot» beisammen zu haben und die Initiative punktlich am 15.
September bei der Bundeskanzlei einreichen zu wollen. Dies sei dem Komitee durch
einen «massiven Schlussspurt» gelungen, so Initiant Walter Wobmann (svp, SO)
gegenuber der Basler Zeitung. Kurz zuvor war bekannt geworden, dass das
Initiativkomitee mit einer massiv erhdhten Zahl an unglltigen Unterschriften zu
kéampfen hatte. Mitte Oktober bestétigte die Bundeskanzlei sodann das
Zustandekommen der Volksinitiative «Ja zum Verhiillungsverbot>» mit 105'553 gliltigen
Unterschriften.

Wahrend sich emanzipierte Frauen und Feministinnen aller Couleur in den Medien um
die Frage stritten, ob die Burka verboten gehért oder nicht, sprach sich die
Bundeshausfraktion der CVP als erste mehrheitlich fir das Verhullungsverbot aus, wie
Parteiprasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) in der Presse bekanntgab, obgleich das Verbot
nicht unbedingt in der Verfassung verankert werden miusse. Auch ihre Basis stehe
hinter dem Verbot, so Pfister weiter. Die SP arbeitete indessen an einem Gegenentwurf
zur Starkung der Frauenrechte. Es bestehe Handlungsbedarf, nicht nur familidare und
berufliche, sondern auch gesellschaftliche Benachteiligungen von Frauen zu beseitigen,
und zwar nicht nur, aber auch bei Auslanderinnen, zitierte der Tages-Anzeiger die
Berner SP-Nationalratin Nadine Masshardt. Dazu soll der Gleichstellungsartikel in der
Verfassung ausgeweitet werden. DarlUber hinaus wollte der Entwurf der SP die
Forderung der Gleichstellung von Mann und Frau zum expliziten Ziel der
schweizerischen Aussenpolitik erkléaren. Fur Initiant Wobmann war dieser Vorschlag «an
den Haaren herbeigezogen» und ohne Bezug zur Initiative. Die Frage, ob die
Gleichstellung von Migrantinnen allgemein starker gefoérdert werden musse, musse in
einem anderen Kontext diskutiert werden, liess er im Tages-Anzeiger verlauten.
Ebenfalls der Initiative mit einem Gegenvorschlag gegenlbertreten wollte gemass der
Sonntags-Zeitung Justizministerin Simonetta Sommaruga, wobei sie den Fokus jedoch
auf das Verbot des Verhillungszwangs zu legen plante. ?

Mitte Dezember 2017 gab der Bundesrat den Medien bekannt, dass er die Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot>» ablehne, ihr aber mit einem indirekten Gegenvorschlag
begegnen mochte. Die Initiative fur ein nationales Verbot sei abzulehnen, weil die
Kantone selber entscheiden kdénnen sollten, ob sie die Gesichtsverhillung im
offentlichen Raum verbieten wollen oder nicht. So héatten die Kantone Tessin und St.
Gallen ein solches Verbot beflrwortet, wéhrend es in Zlrich, Solothurn, Schwyz, Basel-
Stadt und Glarus abgelehnt worden sei. Diesen unterschiedlichen Befindlichkeiten gelte
es Rechnung zu tragen. Der Bundesrat anerkenne jedoch, dass die Gesichtsverhillung
problematisch sein koénne, und zwar zum einen, wenn jemand zur Verhullung
gezwungen werde, und zum anderen im Kontakt mit den Behorden. Er wollte sich dieser
Problematik daher mit einem indirekten Gegenvorschlag annehmen, der Regelungen
auf Gesetzesebene vorsehe, ohne den Kompetenzbereich des Bundes zu
Uberschreiten. Konkret solle es im Strafgesetzbuch ausdricklich verboten werden,
jemanden zur Verhullung des Gesichts zu zwingen. Zudem solle der Kontakt mit
Bundesbehérden und Bundesrecht vollziehenden Behdérden unter Androhung von
Strafe unverhullt erfolgen mussen. Der Bundesrat beauftragte das EJPD mit der
Ausarbeitung einer entsprechenden Vernehmlassungsvorlage bis Ende Juni 2018.

Bei den Initianten vermochte der Vorschlag des Bundesrats wenig Eindruck zu
erwecken; er sei «<schwammig» und entspreche nicht dem Anliegen der Initiative, so
Walter Wobmann (svp, SO) gegenliber der Basler Zeitung. Das Komitee halte an der
Initiative fest und blicke der Abstimmung nach wie vor zuversichtlich entgegen. Die SVP
lehnte den bundesratlichen Vorschlag ebenfalls als «wirkungslos» ab, wie in der Presse
zu lesen war. Auf wenig Gegenliebe stiess der Vorschlag indes auch bei den Grinen.
Nationalrat Balthasar Glattli (gp, ZH) bezeichnete ihn gegenlber der Basler Zeitung als
«falsch und Uberflussig», weil Notigung ohnehin strafbar sei, und machte ihm in der
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Aargauer Zeitung den gleichen Vorwurf wie der Initiative selbst, namlich zur
«Stimmungsmache gegen Muslime in der Schweiz» beizutragen. Positiver dusserten sich
die CVP und die SP zur Stossrichtung des Bundesrates, wenngleich sich die SP weiter
auf ihren eigenen direkten Gegenentwurf zur Verbesserung der Gleichstellung der
Frauen konzentrieren wollte. SP-Nationalrat Cédric Wermuth (sp, AG) bedauerte im
Tages-Anzeiger, dass der Bundesrat sich nicht getraut habe, «die Debatte neu
auszurichten», und dass der Gegenvorschlag «keine Antwort auf das Unbehagen»
liefere, das hinter der Initiative stehe. Von verschiedenen Seiten wurde der
bundesratliche Vorschlag auch als nicht oder nur schwer umsetzbar kritisiert, da
Frauen, die gezwungen werden, sich zu verschleiern, dies eher nicht bei der Polizei zur
Anzeige bringen wdirden. Stédnderat Andrea Caroni (fdp, AR), der bereits ein
Gegenkomitee zur Initiative gegrindet hatte, begrisste dagegen den Vorschlag des
Bundesrates. Er sei zwar nicht «das Ei des Kolumbus», ero6ffne aber die Moglichkeit far
eine gezielte Debatte Uber die Probleme im Zusammenhang mit der Gesichtsverhillung
und Uber allféllige Lésungen, so Caroni gegenlber «Le Temps». °

Ware sie Ende 2017 zur Abstimmung gestanden, hatten der Volksinitiative «Ja zum
Verhiillungsverbot>» drei Viertel der Schweizer Stimmbevdlkerung zugestimmt, so die
Resultate einer erneuten Umfrage im Auftrag von «Le Matin Dimanche» und der
Sonntags-Zeitung, die im Januar 2018 verdffentlicht wurden. Demnach héatten 60
Prozent der Befragten die Initiative sicher annehmen wollen, wahrend ihr 17 Prozent
eher zugestimmt hatten. 20 Prozent héatten sicher oder eher nein gesagt und 3 Prozent
hatten keine Meinung. Ebenfalls eine Mehrheit der Schweizer Stimmbevdlkerung
beflurwortete zum gleichen Zeitpunkt ein Kopftuchverbot an Schulen, das von der CVP
im Zuge der Burka-Diskussion zur Debatte gestellt worden war. 51 Prozent der
Befragten sprachen sich klar und 18 Prozent eher flr ein solches aus. Demgegentber
waren 29 Prozent (eher) dagegen. Der Vorschlag der SP, muslimische Gemeinden unter
der Voraussetzung, dass sie sich zu einem gemaéssigten Islam bekennen und transparent
organisieren, staatlich anzuerkennen, fand in derselben Umfrage keine klare Mehrheit.
48 Prozent dusserten sich dazu (eher) positiv, 42 Prozent (eher) negativ. Die Initianten
des Verhullungsverbots gaben sich in der Presse mit den Resultaten der Umfrage
zufrieden; fir die Leute sei klar, dass man in der Offentlichkeit sein Gesicht zeige,
wurde Walter Wobmann (svp, SO) vom «Corriere del Ticino» zitiert. Umgekehrt
vermochten die Resultate die Initiativgegner jedoch nicht in Aufruhr zu versetzen. Viele
Initiativen starteten mit einer hohen Zustimmung in der Bevdlkerung, bevor sich die
Debatte ausgleiche, mahnte auch der Genfer SVP-Nationalrat Yves Nidegger gegentber
der «Tribune de Geneve» noch zur Vorsicht.

Ende Januar 2019 fassten schliesslich die SP-Frauen - «einstimmig, aber wenig
enthusiastisch», wie die NZZ schrieb - die Nein-Parole zum Verhillungsverbot. An ihrer
Jahrestagung rangen sie mit der Frage, ob man als Feministin eine Initiative des
Egerkinger Komitees unterstitzen dirfe. Mehrheitlich lehnten sie zwar die Burka als
Ausdruck der Unterdrickung der Frau ab, sahen die Initiative aber nicht als den
richtigen Weg, zumal Musliminnen damit in der Verfassung mit einem Stigma behaftet
wilrden. Stattdessen wollten sie auf die von der SP gestartete «Offensive fur
Gleichstellung und Feminismus» setzen, um die Gleichstellung muslimischer
Migrantinnen zu gewahrleisten, berichtete die NZZ. ™

Ende Juni 2018 erdffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zum Bundesgesetz iiber
das Gesichtsverhiillungsverbot, das er als indirekter Gegenvorschlag der Volksinitiative
«Ja zum Verhullungsverbot» gegentberzustellen plante. Im neuen Gesetz sah der
Bundesrat erstens eine Pflicht zur Enthillung des eigenen Gesichts im Kontakt mit
Behorden vor. Diese Pflicht soll greifen, sofern die Behdrde aus Bundesrecht
verpflichtet ist, eine Person zu identifizieren oder wenn die Behdérde ihre im
Bundesrecht begriindete Aufgabe sonst nicht ohne unverhéltnismassigen Aufwand
erflllen kann. Betroffen waren in erster Linie die Bereiche Sicherheit, Migration,
Sozialversicherungen sowie Personenbeférderung. Wiederholte Weigerung soll mit
Busse bestraft werden, ausser die visuelle Identifizierung liegt ausschliesslich im
Interesse der sich weigernden Person - in diesem Fall soll ihr die Behdrde die
gewunschte Leistung verweigern kénnen. Zweitens schlug der Bundesrat vor, den
Notigungstatbestand in Art. 181 StGB durch einen Absatz 2 zu ergénzen, sodass es unter
Androhung von Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe explizit verboten ist,
jemanden zur Verhullung des Gesichts zu zwingen. Ein solcher Zwang sei inakzeptabel,
weshalb er dieses Verbot ausdrucklich festhalten und somit signalisieren wolle, dass ein
solches Verhalten nicht hingenommen werde, gab der Bundesrat per Medienmitteilung
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bekannt. Von den Regelungen zur Enthillung im Behdrdenkontakt versprach er sich
indes die Vermeidung von Spannungen sowie eine praventive Wirkung und die
Etablierung einer einheitlichen Praxis. Der Gegenvorschlag sei somit eine «gezieltere
Antwort auf die Probleme, die das Tragen von gesichtsverhlllenden Kleidungsstiicken
mit sich bringen kann», als die Initiative, wie dem erlauternden Bericht zu entnehmen
ist. Insbesondere koénnten die Kantone weiterhin selbst entscheiden, ob sie die
Gesichtsverhillung im 6ffentlichen Raum verbieten wollten oder nicht.

Der punktuelle Ansatz des Bundesrates kam bei den Initianten nicht gut an, die daher
auch nach Bekanntwerden des Gegenvorschlags nicht daran dachten, die Initiative
zuruckzuziehen. Gar als «Ohrfeige» flr jene, die die Volksinitiative unterzeichneten,
bezeichnete der Co-Président des Initiativkomitees Walter Wobmann (svp, SO) den
bundesratlichen Entwurf in der NZZ. Dieser blende das «Problem der Hooligans und
randalierenden Chaoten», auf das die Initiative ebenfalls abziele, vollstandig aus, so
Wobmann weiter. Das foderalistische Argument, das der Bundesrat gegen die Initiative
vorbrachte, quittierte Mit-Initiant Jean-Luc Addor (svp, VS) gegentber der «Tribune de
Geneve» mit der Bemerkung, es handle sich hierbei um «eine Frage der Zivilisation»,
bei der die Kantone keine unterschiedliche Betroffenheit geltend machen kdnnten.
Nicht glicklich Uber den bundesratlichen Vorschlag waren unterdessen auch die
Grlinen: Prasidentin Regula Rytz (gp, BE) erachtete den Gegenvorschlag als genauso
unnutz wie die Initiative, weil beide nichts zur besseren Integration und zur
Gleichstellung der Frauen beitriigen; stattdessen befeuerten sie Vorurteile gegenlber
der muslimischen Bevdlkerung. Initiativgegner Andrea Caroni (fdp, AR) begrisste die
Enthullungspflicht vor Behdrden, beméngelte aber das seiner Ansicht nach tberfllssige
Verbot des Verhullungszwangs, da ein solcher ohnehin unter Noétigung fiele. Die
Waadtlander SP-Nationalratin Ada Marra hielt dem bundesréatlichen Vorschlag indes
zugute, den Sicherheitsaspekt ernst zu nehmen und gleichzeitig den Volkswillen - die
unterschiedlichen Entscheide in den Kantonen - zu respektieren. "

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhullungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhillungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhiillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen fur die bevorstehende Abstimmung
Uber das schweizweite Verhillungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegenuber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhullung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefdhrdung
fur die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Grinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhéltnismassig und unnutz, da Noétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schirten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevolkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhillungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Flr gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behdrdenkontakt. Dieser Teil des bundesratlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig, der Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was dartber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
beflurworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
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Sein Lausanner Parteikollege Benoit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes fir die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Burgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemass Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flir ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Standeratin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt fur die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevdlkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Genéve» erklérte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
genlgend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Noétigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stucken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wére hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflrwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesratlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst Uber die Frage des Verhillungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegentber dem geltenden Recht. Demgegenlber unterstitzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen dirfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rucksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der |Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos».

Mit seiner Botschaft vom 15. Marz 2019 beantragte der Bundesrat dem Parlament die
eidgendssische Volksinitiative <«Ja zum Verhiillungsverbot» zur Ablehnung und
gleichzeitig seinen indirekten Gegenvorschlag in Form des Bundesgesetzes Uber die
Gesichtsverhullung zur Annahme. Er ging mit den Initianten insofern einig, als die
Gesichtsverhiillung in der Offentlichkeit den demokratischen Grundwerten der
Offenheit und des Austauschs zuwiderlaufe und die Gesichtsverhlllung aus religidsen
Grinden fundamentalistischen Stromungen im Islam zuzurechnen und als
Integrationsverweigerung zu deuten sei. Darlber hinaus merkte er jedoch an, dass
vollverhdllte Personen in der Schweiz «dusserst selten» zu sehen seien und es sich
meistens um Touristinnen handle, «die nicht eigentlich zum gesellschaftlichen
Zusammenhalt des Landes beitragen». Ein generelles Verhullungsverbot erachtete der
Bundesrat daher als unverhaltnisméassig, zumal ein Verbot auch die Gefahr berge, dass
sich betroffene Frauen zuhause einschldssen und dadurch zusatzlich isoliert wirden.
Das Argument, die Initiative ziele genauso auf Vermummungen, um Kriminalitat und
Vandalismus am Rande von Demonstrationen zu begegnen, liess die Regierung ebenso
wenig gelten, da Vermummungsverbote auf kantonaler Ebene bereits in Kraft seien. Des
Weiteren kritisierte der Bundesrat die abschliessende Aufzédhlung der Ausnahmen, die
keinen Spielraum fur touristische Interessen, fur Moglichkeiten zur gewaltfreien
Demonstration oder fur wirtschaftliche Tatigkeiten lasse. Nicht zuletzt sei die Initiative
auch mit Umsetzungsschwierigkeiten verbunden, da es einerseits allgemein schwierig
sei, Bekleidungsvorschriften im &ffentlichen Raum durchzusetzen und der Bund
andererseits keine umfassende Kompetenz erhielte, sondern die Regeln mit den
Kantonen gemeinsam, jeweils gemaéss ihren verfassungsmassigen Zustandigkeiten,
umsetzen miusste. Die zweite Forderung der Initianten, niemand dirfe zur
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KARIN FRICK

Gesichtsverhullung gezwungen werden, erachtete die Regierung als bereits erflllt, da
ein solcher Zwang schon heute unter den Noétigungstatbestand von Art. 181 StGB falle.
Als Hauptargument ging aus der bundesratlichen Medienmitteilung jedoch klar der
Eingriff in die Autonomie der Kantone hervor: Traditionell regelten in der Schweiz die
Kantone den offentlichen Raum, weshalb sie selber Uber die Frage des
Verhtullungsverbots entscheiden sollten.

Zur Rechtfertigung des Gegenvorschlags brachte der Bundesrat vor, er anerkenne, dass
die Gesichtsverhullung in gewissen Situationen problematisch sein kdnne, namentlich
wenn jemand dazu gendtigt werde - was aber ohnehin schon strafbar sei, weshalb der
Bundesrat, auch in Reaktion auf die Vernehmlassung, diesen Teil in der Zwischenzeit
aus seinem Gegenvorschlag gestrichen hatte - oder wenn eine Behdrde eine Person
identifizieren musse. Dieses zweite Problem werde durch das Bundesgesetz Uber die
Gesichtsverhullung gelost, indem es flr solche Situationen unter Androhung von Strafe
eine Pflicht zur Enthillung des Gesichts festschreibe. Das neue Gesetz trage so zur
Vermeidung von Spannungen bei und stelle sicher, dass die Behdérden ihre Aufgaben
erflllen kénnen. Die kantonale Autonomie werde damit nicht tangiert, da sich die
neuen Regeln nur auf Behdrden auswirkten, die ihre Aufgaben gestutzt auf Bundesrecht
wahrnehmen.

Weil der Gegenvorschlag mit der Volksinitiative unvereinbar ist, wird er nur in Kraft
treten kdnnen, wenn die Initiative zurlickgezogen oder abgelehnt wird. Initiant Walter
Wobmann (svp, SO) gab in der Presse indes bekannt, man werde die Initiative nicht
zurlickziehen. Der «nebul6se» Gegenvorschlag des Bundesrates bringe nichts; der
Initiative schrieb er dagegen grosse Erfolgschancen zu. "

In der Herbstsession 2019 befasste sich der Standerat als Erstrat mit der Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot» sowie mit dem indirekten Gegenvorschlag des
Bundesrates, dem Bundesgesetz liber die Gesichtsverhiillung. In der ausfihrlichen
Debatte lber die Symbolik der Gesichtsverhillung und deren Vereinbarkeit mit in der
Schweizer Gesellschaft zentralen Werten war der Grundtenor parteientbergreifend
derselbe: Man sei nicht fur die Burka, denn sie sei tatsdchlich Ausdruck eines
fundamentalistischen Islams und der Unterdriickung der Frau und als solcher in der
Schweizer Gesellschaft problematisch. Ausserhalb der SVP-Fraktion setzte sich
dennoch keine Kantonsvertreterin und kein Kantonsvertreter fir die Annahme der
Initiative ein, da sie mehrheitlich nicht als Lésung des Problems gesehen wurde. Ein
solches Verbot tauge nicht, da das - allseits anerkannte - Problem nicht rechtlicher,
sondern gesellschaftlicher Natur sei, wie Stdnderat Daniel Jositsch (sp, ZH)
argumentierte:  «Wir kénnen nicht mit dem Gesetz gewissermassen am
gesellschaftlichen Grashalm ziehen [..1.»> Mit 34 zu 9 Stimmen bei 2 Enthaltungen
empfahl der Stadnderat die Initiative zur Ablehnung und versenkte einen
Minderheitsantrag Minder (parteilos, SH)/Fohn (svp, SZ) auf Empfehlung zur Annahme.
Der bundesratliche Gegenvorschlag hatte unterdessen in der SPK-SR zwei Anderungen
erfahren, die die Standekammer beide stillschweigend genehmigte. Erstens soll nicht
nur, wer sich wiederholt der Aufforderung zur Enthullung widersetzt, mit Busse bestraft
werden, sondern generell, wer sich dieser Aufforderung widersetzt. Zweitens wurde ein
neuer Absatz eingefligt, demnach bei Verletzung der Enthullungspflicht eine allfallig
verlangte Leistung verweigert werden kann, sofern das anwendbare materielle Recht
eine solche Verweigerung nicht ausschliesst. Das so angepasste Bundesgesetz tUber die
Gesichtsverhillung nahm der Standerat mit 35 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen an.
Obwohl er nicht restlos zu Uberzeugen vermochte, fuhre letztlich nichts am
Gegenvorschlag vorbei, resimierte Werner Luginbuhl (bdp, BE).

Schliesslich stimmte die kleine Kammer auch der Fristverlangerung flur die Behandlung
der Volksinitiative um ein Jahr zu und nahm zur Kenntnis, dass ihre Kommission der
Petition flur die Ungultigerklarung der Initiative aus Grinden der Einheit der Materie
(Pet. 15.2044) keine Folge gegeben hatte. Wie Kommissionssprecherin Pascale Bruderer
Wyss (sp, AG) erlduterte, sei die Kommission zum Schluss gekommen, dass der
Initiativtext ein einziges Sachthema betreffe, namlich die Frage nach dem Umgang mit
verhillten Personen in der Offentlichkeit, und die Einheit der Materie somit gegeben
sei.
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KARIN FRICK

ANDERES
DATUM: 23.12.1991
HANS HIRTER

Als Zweitrat befasste sich in der Wintersession 2019 der Nationalrat mit dem
Bundesgesetz liber die Gesichtsverhiillung, das der Bundesrat dem Parlament als
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja zum Verhullungsverbot» unterbreitet
hatte. Uber die Initiative selbst wollte die Volkskammer erst nach der Verabschiedung -
oder Versenkung - des Gegenvorschlags befinden. Die Mehrheit der vorberatenden
SPK-NR hatte ihrem Rat namlich Nichteintreten auf die Vorlage beantragt. Wie
Kommissionssprecher Balthasar Glattli (gp, ZH) dem Ratsplenum schilderte, war diese
Mehrheit durch eine Art unheilige Allianz von Initiativbeflirwortern und
-beflrworterinnen einerseits sowie der kategorischen Gegnerschaft eines
Verhullungsverbots andererseits zustande gekommen. Wahrend Erstere den
Gegenvorschlag als nicht geeignet ansahen, das Ziel der Initiative zu erreichen,
kritisierten Letztere, der Entwurf wolle - nicht anders als die Initiative - ein Problem
|6sen, das gar nicht existiere, und sei damit genauso unndtig. Trotz des
Nichteintretensantrags hatte die Kommission bereits die Detailberatung der Vorlage
durchgefuhrt, um den Prozess im Falle des Eintretens nicht zu verzégern, und den
Entwurf um einige Elemente zur Starkung der Gleichstellung der Geschlechter ergénzt.
Die Eintretensdebatte im Nationalrat wurde von beiden Lagern entsprechend hitzig
gefihrt und forderte manch erstaunliche Argumentationslinie zutage. So warf SVP-
Vertreter Andreas Glarner (svp, AG) dem Bundesrat vor, «noch nie in der Geschichte
der Eidgenossenschaft» habe es «einen derart untauglichen und unwirdigen
Gegenvorschlag zu einer Volksinitiative» gegeben. Gleichzeitig bekraftigten andere
Voten derselben Fraktion nicht nur deren Ablehnung des Gegenvorschlags, sondern
auch die Absicht, mit der Initiative die gesellschaftliche Stellung der Frauen zu
verbessern. Demgegenulber hielten die Grunen in ihrer Ablehnung eines jeglichen
Verhullungsverbots die liberale Staatsordnung der Schweiz hoch und mussten sich von
der SP prompt daflir schelten lassen, mit der Ablehnung des Gegenvorschlags eine
«riesige Chance [zu] verpassen» (Beat Jans; sp, BS), der von Links-Griin schon so lange
angestrebten Gleichstellung in der Gesellschaft naher zu kommen, wie Cédric Wermuth
(sp, AG) bemerkte. Den Fraktionen der FDP und der GLP hingegen war der
Gegenvorschlag offenbar liberal genug, weshalb sie ihn - wie auch die Mitte-Fraktion -
mehrheitlich unterstitzen wollten. Mit 94 zu 90 Stimmen bei 5 Enthaltungen fiel der
Entscheid des Nationalrats schliesslich knapp fur Eintreten.

In der Detailberatung folgte die grosse Kammer dann durchwegs den Antragen ihrer
Kommissionmehrheit und verlieh damit dem  Gleichstellungsaspekt der
Verhillungsfrage im Gegenvorschlag mehr Gewicht. So sollen dem Bund im
Gleichstellungsgesetz erstens Forderprogramme zur Verbesserung der Gleichstellung
zwischen Frau und Mann in der Gesellschaft erméglicht werden. Zweitens sollen
finanzielle Beitrége des Bundes fur die Integration geméass dem Auslénder- und
Integrationsgesetz zuklnftig ausdricklich auch insbesondere der Frauenférderung
zugutekommen. Drittens soll die Verbesserung der Situation der Frauen in den
Zielkatalog des Bundesgesetzes Uber die internationale Entwicklungszusammenarbeit
und humanitare Hilfe aufgenommen werden. Alle drei Anderungen stiessen bei der
Ratsmehrheit, nicht aber bei der geschlossenen SVP- sowie der Mehrheit der FDP-
Fraktion, auf Zustimmung. Den so neu verstérkt auf Gleichstellung ausgerichteten
Gegenvorschlag nahm die grosse Kammer letztlich mit 105 zu 82 Stimmen bei 7
Enthaltungen an. Zudem verlangerte sie die Frist flr die Behandlung der Volksinitiative
bis im Marz 2021 und billigte, dass ihre SPK von der 2016 eingereichten Petition «Fir ein
Gesichtsverhullungsverbot» (16.2012) Kenntnis ggnommen hatte.

Offentliche Ordnung

Die grosste politische Demonstration fand 1991 am Frauenstreiktag vom 14. Juni statt.
Mehrere zehntausend Frauen gingen an diesem Tag in vielen Orten der Schweiz auf die
Strasse; am besten besucht war die Kundgebung in Zirich mit rund 10'000
Demonstrantinnen. Die grosste Kundgebung an einem Ort war allerdings die nationale
Demonstration gegen den Golfkrieg vom 26. Januar in Bern mit 15’000 Teilnehmenden.
Der Golfkrieg war denn auch dominierendes Thema bei den insgesamt 29 (inkl. sechs
Kundgebungen zum Frauenstreik, 1990: 26) von uns verzeichneten Demonstrationen mit
1'000 und mehr Beteiligten: zehn Grosskundgebungen - davon eine aus Protest gegen
die Bombardierung Israels durch den lIrak - fanden aus diesem Anlass statt.
Zweithaufigstes Thema war der Blrgerkrieg in Jugoslawien: viermal waren es Kroaten, je
einmal Albaner aus Kosovo bzw. Serben, welche fur ihre Sache Grosskundgebungen
durchfiuhrten. Zweimal in Bern und je einmal in Zurich und Freiburg versammelten sich
mehr als tausend Staatsangestellte, um gegen Verschlechterungen der
Arbeitsbedingungen, insbesondere die Nichtgewahrung des vollen Teuerungsausgleichs
zu protestieren. Rund zwei Drittel dieser grossen Kundgebungen wurden in den Stadten
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DATUM: 10.10.2016
LAURA SALATHE

Bern und Zurich durchgefihrt (je neun).

In dieser Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1. Mai,
welche in den Grossstadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, und die
traditionellen Ostermérsche der Pazifisten im schweizerisch/deutschen Grenzgebiet
nicht erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden, unterteilt nach
Ort, Datum (Zeitung), Anzahl Teilnehmende und Thema:

Bern: 15.1. (3'000 / Golfkrieg), 16.1. (2'500 / Golf), 28.1. (15’000 / Golf), 29.4. (1'000 /
Kurden im lrak), 27.5. (2'000 / Kroaten), 30.9. (1'600 / Serben), 12.9. (1'000 /
Staatsangestellte), 1.11. (6'000 / Staatsangestellte);

Zlrich: 18.1. (1'000/ Golf), 21.1. (2'000 / Golf), 28.1. (2'000 / Kroaten), 4.2. (1'500 / Golf,
Israel), 1.7. (2'600 / Kroaten und Slowenen), 9.12. (1'000/ Kroaten), 12.12. (1'500 /
Staatsangestellte), 23.12. (1'500 / gegen Rassismus);

Genf: 14.1. (6’000 / Golf), 21.1. (5'000 / Golf), 7.10. (2'000 / Kosovo-Albaner);

Basel: 18.1. (1'500 / Golf), 21.1. (6'000 / Golf);

Freiburg: 22.11. (2'000 / Staatsangestellte);

Lausanne: 16.1. (1'600 / Golf).

Aktionen zum Frauenstreiktag fanden an unzéhligen Orten statt. Eigentliche
Demonstrationen mit mehr als 1'000 Teilnehmerinnen wurden gemeldet aus: Zirich
(10'000), Genf (6'000), Aargau (4'000), Basel (3'000), Winterthur (2'000) und Bern
(1'500). 7

Wirtschaft

Landwirtschaft
Tierische Produktion

Im Dezember 2015 reichte der CVP-Nationalrat Yannik Buttet (VS) eine
parlamentarische Initiative ein, welche fordert, dass die Einfuhr von Halalfleisch von
Tieren, die ohne Betaubung geschlachtet wurden, stérker reguliert wird. Einerseits soll
das Fleisch obligatorisch in der gesamten Verarbeitungskette als solches deklariert
werden mussen, andererseits sollen die durchschnittlichen Zuschlagspreise fur die
Teilzollkontingente von Halalfleisch erhdht werden.

In der Schweiz ist es seit 1893 verboten Saugetiere ohne vorgangige Betaubung zu
schlachten. Um aber die Religionsfreiheit nicht zu verletzen, wurde es den judischen
und muslimischen Gemeinschaften erlaubt, im Ausland zu gunstigen Zollkonditionen
koscheres Fleisch bzw. Halalfleisch zuzukaufen. Diese verglnstigten Zollkonditionen fur
Halalfleisch werden mit der parlamentarischen Initiative in Frage gestellt.
Problematisch sei laut Beflrworter der Initiative vor allem, dass das geschachtete
Fleisch dank den besseren Zollbedingungen, viel glinstiger importiert werden kénne als
das Ubrige, nicht in religiosem Kontext geschlachtete Fleisch. Das Fleisch kdonne so
billiger an den Endkunden verkauft werden und habe damit einen ungerechtfertigten
Marktvorteil. Bisher wurde in der Gesetzgebung der Vertrieb von Halalfleisch nur bis zur
ersten Stufe nach der Einfuhr geregelt. So sei es einfach, dass Fleisch auch ausserhalb
der muslimischen Gemeinschaft zu verkaufen, so die Argumentation des Initianten.

Die WBK-Kommissionen des National- und Stéanderates waren sich in der Vorberatung
uneinig in ihrem Urteil. Die erstberatende WBK-NR hatte die Vorlage gepruft und féllte
den Entschluss, sich der Einschatzung des Initianten anzuschliessen und beantragte
Ende Juni 2016 der Initiative Folge zu geben. Nach gegenséatzlichem Urteil der WBK-SR,
wurde die parlamentarische Initiative am Mitte Februar 2017 nochmals von der WBK-NR
besprochen und noch einmal mit 13 zu 5 Stimmen bei 3 Enthaltungen beflrwortet. Die
Minderheit der Kommission kritisierte, dass der alleinige Fokus der Vorlage auf
Halalfleisch lage.

Dieser Ansicht schloss sich die Mehrheit der WBK-SR an. Sie sah keinen
Handlungsbedarf und argumentierten weiter, dass die Preisunterschiede auch darauf
zuruckzufihren seien, dass es sich beim importierten Halalfleisch oft nicht um
Edelsticke handle, sondern es in der Regel glnstigere Stlcke seien. Auch die WBK-SR
beriet zweimal Uber das Anliegen und kam beide Male (am 10.10.2016 und am 15.05.2017)
zum Entschluss der parlamentarischen Initiative keine Zustimmung zu geben.
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LAURA SALATHE

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2017
LAURA SALATHE

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.05.2019
KAREL ZIEHLI

Im Nationalrat war der Tierschutz bei der Diskussion um die parlamentarische Initiative
~Einfuhr von Halalfleisch von Tieren, die ohne Betdubung geschlachtet wurden®
zentraler Teil der Argumentation beider Seiten. Die Befurworterinnen und Befurworter
der Initiative von CVP-Nationalrat Yannick Buttet (VS) kritisierten die qualvolle Art der
Totung bei einer Schéachtung und verlangten, dass das Fleisch auf jeder Etappe des
Verkaufsweges entsprechend deklariert werden solle, damit die Konsumentinnen und
Konsumenten wissten, um was flr Fleisch es sich handle. Zuséatzlich sollen die finanziell
besseren Zollbedingungen so angepasst werden, dass kein Marktvorteil mehr bestehe.
Die Gegenseite ging zwar darin einig, dass eine Schachtung ohne vorherige Betdubung
nicht den Schweizer Tierschutzrichtlinien entspreche, bemangelte aber die Umsetzung
des Anliegens. Besser ware es, wenn im Allgemeinen Fleisch, welches nicht
tierschutzkonform produziert wurde, auch als solches deklariert werden musste. So
gebe es beispielsweise eine Betaubungspflicht vor der Schlachtung bis heute nur in der
Schweiz, in Liechtenstein, Island, Norwegen, Schweden und Neuseeland. Es werde also
viel Fleisch aus Landern importiert, in denen keine Betdubungspflicht gelte, und die
auch nach Annahme der Initiative die Art der Schlachtung nicht deklarieren mussten.
Eine parlamentarische Initiative (13.449) die forderte, dass alle Produkte aus getoteten
Tieren, welche nicht nach den Standards des Schweizer Tierschutzgesetzes produziert
wurden entsprechend deklariert werden mussen, wurde im Vorjahr vom Nationalrat
abgelehnt.

Die Abstimmung zur parlamentarischen Initiative zur Einfuhr von Halalfleisch spaltete
einen Grossteil der Fraktionen. Die Fraktionen der FDP, der Grinen und der
Sozialdemokraten stimmten jeweils etwa zur Hélfte daflr beziehungsweise dagegen, die
Fraktionen der BDP und der SVP stimmten mehrheitlich daftr, der Initiative Folge zu
geben. Geschlossen standen nur die Grunliberale Fraktion gegen sowie die Fraktion der
CVP fur die Unterstltzung des Anliegens. Insgesamt entschied der Nationalrat mit 117 zu
40 Stimmen (bei 20 Enthaltungen) der parlamentarischen Initiative Folge zu geben. "

Mit anndhernd identischen Argumenten wie zuvor schon in der nationalratlichen
Debatte, diskutierten auch die Standeratsmitglieder Uber die parlamentarische
Initiative  ,Einfuhr von Halalfleisch von Tieren, die ohne Betaubung geschlachtet
wurden" des Walliser Nationalrats Yannick Buttet (cvp). Trotz gegenteiliger Empfehlung
ihrer WBK entschied sich die kleine Kammer mit 22 zu 9 Stimmen (2 Enthaltungen)
deutlich dafir, der Initiative Folge zu geben. %

La CSEC-CN a lancé la procédure de consultation quant a la mise en application de
I'initiative parlementaire Buttet (pdc, VS) qui demande une régulation plus stricte de
I'importation de la viande obtenue par abattage sans étourdissement. La commission a
décidé d'intervenir par voie de révision législative, en modifiant la loi sur I'agriculture,
de telle sorte que «la viande kasher et halal importée dans le cadre des contingents
tarifaires partiels destinés aux communautés juive et musulmane soit déclarée comme
telle». Cela permettra de fournir une meilleure information aux consommateurs et
consommatrices. Elle a, par contre, décidé de ne pas intervenir sur le prix des produits
importés. La procédure de consultation se termine le 23 ao0t 2019, et permettra a la
commission en charge de prendre les différents avis émanant des organisations
concernées ainsi que de la société civile en compte.

Afin de pouvoir mener le changement législatif & son terme, la CSEC-CN demande aux
chambres de prolonger de deux ans le délai de traitement de I'initiative. *'

Sozialpolitik
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VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS

DATUM: 14.02.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
MARLENE GERBER

MOTION
DATUM: 27.01.2015
SOPHIE GUIGNARD

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Sport

Im Februar 2018 revidierte das BASPO den Entscheid, dass stark glaubensbasierte
Jungscharen keine Sportférdergelder mehr erhalten sollen. Unter bestimmten
Voraussetzungen kénnen sie gleichwohl J+S-Gelder beantragen. Notwendig daftr sind
aber vorbestimmte Statutenrevisionen oder tberhaupt eine Neuorganisation als Verein
im Sinne des ZGB. Unter anderem wurde eine juristische Trennung der Jungscharen von
ihren Mutterkirchen gefordert. Dieses Kriterium war nicht allen Organisationen
genehm; so sprachen sich zum Beispiel der Bund Evangelischer Schweizer Jungscharen
(BESJ) oder die Jungschar der Evangelisch-Methodistischen Kirche (JEMK) geméss der
Zeitung «Bund» gegen eine solche Trennung aus. Dieselben Organisationen lehnten
entsprechend auch einen Beitritt zu dem neu gebildeten Dachverband AF+ ab. AF+
vereinigt diverse Jugendorganisationen mit christlichem Hintergrund und erméglicht,
dass diese weiterhin J+S Zuwendungen erhalten kénnen, indem das BASPO mit
ebendiesem Verband einen  J+S-Partnerschaftsvertrag einging. Die  J+S-
Kaderausbildung soll fortan durch diesen Verband ausgelbt werden. AF+ musste sich
daflr in seinen Statuten an den Zielen von J+S orientieren und die Grundsatze der
Charta des Schweizer Sports und der Charta Christlicher Kinder- und Jugendarbeit
akzeptieren. Diese Kriterien gelten auch fur Organisationen, die AF+ nicht beigetreten
sind, jedoch weiterhin an J+S teilhaben wollen.

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Auf Initiative der damaligen Nationalrdtin Roth-Bernasconi (sp, GE) war 2011 eine
eigenstandige Strafnorm geschaffen worden, die die Verstimmelung weiblicher
Genitalien unter Strafe stellt. In einem Postulat forderte Natalie Rickli (svp, ZH) im Jahr
2018 nun die Erarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, mit welchen Massnahmen
der Schutz von Madchen und Frauen vor einer Genitalverstiimmelung verbessert
werden koénnte. Rickli bezog sich in ihrer Begrindung auf einen kurz zuvor in der
Sonntags-Zeitung erschienenen Artikel, geméass welchem bis zum gegebenen Zeitpunkt
noch keine einzige Strafanzeige wegen Genitalverstimmelung eingegangen sei. Sie
verlangte daher vom Bundesrat zu Uberprifen, weswegen dies bis anhin nicht der Fall
gewesen sei. Zudem sollte der Bundesrat in seinem Bericht Moglichkeiten zur
Verbesserung der Strafverfolgung aufzeigen. Der Bundesrat beantragte Annahme des
Postulats und der Nationalrat Uberwies dieses in der Herbstsession 2018
stillschweigend. %

Kinder- und Jugendpolitik

La CPS-CN a, par le biais de sa porte-parole Edith Graf-Litscher (ps, TG), déposé une
motion pour la mise en place d'une ligne téléphonique pour les parents de jeunes en
voie de radicalisation. Elle espere ainsi détecter précocement les radicalisations et
empécher le départ de jeunes pour le djihad. Cette ligne serait coordonnée au niveau
national. Le Conseil fédéral ayant déja implémenté la task force TETRA au niveau
national et intercantonal estime qu'une hotline nationale est superflue, I'expérience
des pays collaborant avec la Suisse ayant montré que c'est au niveau local que les
interlocuteurs sociaux sont importants pour les jeunes en voie de radicalisation. En
outre, pour les urgences, le numéro national 117 permet de communiquer ses doutes &
la police, qui le cas échéant pourrait agir directement. C'est pour ces raisons que le
Conseil fédéral a suggéré de rejeter la motion. Le Conseil national a suivi son avis a 110
voix contre 70 avec 4 abstentions. Durant la méme semaine, il était possible de lire dans
les colonnes du Temps qu'une telle hotline existait. Elle a été mise en place par le
conseil central islamique suisse (CCIS), dans le but d'aider les professionnels de
|"éducation de différencier I'extrémisme des pratiques religieuses coutumieres. Le CCIS
distribue depuis mars 2015 des papillons publicitaires pour sa ligne dans les écoles
alémaniques. Si les autorités ont d0 préciser au public qu'il ne s'agissait pas d'une
initiative officielle, elles n'interdisent cependant pas la ligne téléphonique, toute
organisation religieuse étant en droit de proposer un tel service. %*
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BERICHT
DATUM: 31.12.2019
MELIKE GOKCE

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kultur, Sprache, Kirchen

Jahresriickblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rlcklaufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
starksten zeigt - hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden Uber die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Wahrend die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch» konfrontiert, nachdem es ab Marz 2019 eher ruhig
geworden war.

Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jéhriger Vorarbeit und einer vom Standerat im Frihjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des européischen Urheberrechts auferlegten
Rickweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst geblndelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.

Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Ubereinkommens ber den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmenutbereinkommens des Europarats
Uber den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion.

Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturférderung gelegt.
Im Frihjahr wurde die Kulturbotschaft 2021-2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres geféllten Entscheide zu
diversen Vorstdssen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, EinfUhrung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturférderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhéhung des Kredits fur die Férderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mogliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen .

Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untatig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien fur die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.

In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Féte de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung - leider aufgrund der
finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schétze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplatze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhangend die Forderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Ratoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass &ffentliche Ausschreibungen des
Bundes kunftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hatten, und eine Motion
Gmur-Schoénenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
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MOTION
DATUM: 05.06.2018
MELIKE GOKCE

untertitelt werden sollen.

Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Ratoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedéachtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Fruhjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es fur das Ratoromanische in der Schweiz funf vor zwolf geschlagen hat.

In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekdmpfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte - nach einer rund 1.5-jadhrigen
Sistierung - am Standerat. Wie eine bereits im Sommer veréffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wahlen dirfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte - nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten - von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,
welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijahrigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
bis dahin aber fur einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwdirfen in der Kirche.

Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen durfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegriindeten Think-Tanks «Kirche/Politik>» erlautert.

Eine flr viele eher Uberraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen fiir die «Ehe fiir alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Krafte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewahrleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen Uber die Rickkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

Die 2019 im Vorfeld des angekindigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich starker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders Uberraschend kam auch die Anklndigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjahrigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die ménnliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen. %

Kulturpolitik

Im Winter 2017 fand der Israelisch-Paléastinensische Konflikt auf aussergewdhnliche Art
und Weise seinen Einzug in die parlamentarische Debatte in Bundesbern. Mittels einer
Motion wollte Nationalrat Quadri (lega, Tl) den Bundesrat damit beauftragen, den
Austritt der Schweiz aus der Unesco zu beschliessen. Der Motionéar verwies auf diverse
Initiativen, welche von der Sonderorganisation der UNO angestossen worden waren und
mit der Neutralitdt der Schweiz schlichtweg nicht vereinbar seien; sei dies nun die
Resolution «Besetztes Palastina», welche vorsieht, dass Ost-Jerusalem und das Gebiet
der Al-Aksa-Moschee ausschliesslich als arabisch angesehen werden, oder die
Bezeichnung der Patriarchengréber in Hebron als muslimisches Kulturerbe: Die Unesco
versuche lediglich 3000 Jahre Geschichte auszuléschen, indem sie mit ihrem Vorgehen
historische Fakten verleugne. Daher sei der Verbleib der Schweiz in der Unesco unter
diesen Bedingungen nicht mit dem Neutralitdtsgebot vereinbar, weshalb man dem
Beispiel der USA und Israels folgen und aus der Organisation austreten solle.

In seiner Stellungnahme vom Februar 2018 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motion. Der Auftrag der Unesco sei es, durch internationale Zusammenarbeit zu
Frieden und nachhaltiger Entwicklung in den Bereichen Bildung, Wissenschaft, Kultur
und Kommunikation beizutragen, wozu auch der Schutz und die Wahrung des
Welterbes zéhlten. Besonders dort, wo Kulturglter sich in Konfliktzonen befanden,
spiele die Organisation eine bedeutende Rolle in der Dialogprofilierung zwischen den
Konfliktparteien, womit der Schutz des Kulturerbes geférdert werden kénne. Daher
stelle der Bundesrat das Engagement der Schweiz fur die UN-Organisation nicht
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MARIANNE BENTELI

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 12.03.1991
MARIANNE BENTELI

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

infrage.

Der Austritt der USA und die jlungst ihrerseits erfolgte Anerkennung Jerusalems als
Hauptstadt Israels beeintrachtigten geméass dem Bundesrat den zuvor Uber den
Verhandlungsweg erreichten Frieden der Zweistaatenlosung. Die Schweiz habe zur
Kenntnis genommen, dass bezlglich der geweihten Statten in Jerusalem der Status quo
gewahrt werden soll. Schon seit geraumer Zeit unterstutze sie die Entsendung einer
unabhangigen Mission zur faktenbasierten Lagebeurteilung und wie Bundesrat Cassis in
der anschliessenden Nationalratsdebatte im Juni auch anflhrte, anerkenne die
angesprochene Resolution die Bedeutung der Altstadt von Jerusalem und ihrer Mauern
flr samtliche monotheistischen Religionen. Ebenso wurde bei der Aufnahme der
Altstadt von Hebron in die Welterbeliste darauf verwiesen, dass es sich hierbei um eine
Statte handle, die allen drei Religionen zur Austibung der jeweiligen Riten und Praktiken
frei zugéanglich sei. Mit ihrem Verbleib in der Unesco solle die Schweiz daftr Sorge
tragen, dass diese auch effizient und richtig funktioniert.

Im Nationalrat schienen die bundesratlichen Argumente auf Anklang zu stossen: Die
Motion wurde mit 127 zu 54 Stimmen bei 11 Enthaltungen und ohne weitere
Wortmeldungen abgelehnt. %

Kirchen und religionspolitische Fragen

Erste Teilresultate einer in Rahmen des NFP 21 durchgefihrten Studie zeigten, dass die
Landeskirchen in den letzten Jahrzehnten viel von ihrer Autoritat und damit auch von
ihrer gesellschaftlichen und politischen Bedeutung verloren haben. Zwar sind mehr als
93% der Schweizerinnen und Schweizer Mitglieder einer christlichen
Glaubensgemeinschaft, doch die weitaus meisten sind der Auffassung, dass sie auch
ohne Kirche an Gott glauben kénnen. Religiése Identitdt wird nicht mehr in der
Ubereinstimmung mit der Lehre der Kirche erfahren, sondern in der individuellen Wahl
aus den verschiedensten Glaubenslehren. So glauben weit Uber 90% an die Existenz
einer héheren Macht, aber nur noch 60% an den christlichen Gott. Dennoch steht flr
drei Viertel der Befragten ein Kirchenaustritt nicht zur Diskussion, offenbar weil die
Kirchenmitgliedschaft als eine der Selbstverstandlichkeiten des Lebens erachtet wird. ¥

Im Tessiner 'Kruzifix-Streit' fillte das Bundesgericht sein Urteil. Es befand, derart
symboltrachtiger Wandschmuck verstosse gegen Art. 27 Abs. 3 BV, welcher einen
konfessionell neutralen Unterricht in den &ffentlichen Schulen garantiert, weshalb die
Kruzifixe in den Klassenzimmern zu entfernen seien. Das Urteil I6ste in katholischen
Kreisen und insbesondere im Tessin Bestlrzung aus und fuhrte zu drei Interpellationen
an den Bundesrat, welche bis zu Ende des Berichtsjahres im Parlament nicht behandelt
wurden. Der Bundesrat liess aber im Dezember seine Stellungnahme dazu
veroffentlichen. Er verwies darauf, dass er urspringlich anders entschieden habe als
das Bundesgericht. Aus Rucksicht auf den Grundsatz der Gewaltenteilung stehe es ihm
jedoch nicht zu, das Urteil des Bundesgerichts zu kritisieren. Nach seiner Ansicht
beschréanke sich das Urteil jedoch auf &ffentliche Schulen und dlrfe ausserhalb
derselben keinen Préazedenzcharakter haben. 2

Die verschiedenen zum Tessiner Kruzifixstreit héngigen Interpellationen wurden von
den eidgendssischen Raten behandelt. Dass sich zumindest der Nationalrat nicht in
diese heikle rechtliche Frage einmischen will, wurde klar, als er den Antrag des
Interpellanten Ruckstuhl (cvp, SG) auf Diskussion der bundesrétlichen Antwort
ablehnte. Etwas langer wurde die Angelegenheit im Standerat aufgrund einer
Interpellation Danioth (cvp, UR) debattiert. Insbesondere wurde die Frage aufgeworfen,
wie weit Bundesrat und Parlament bei der Beurteilung ahnlicher Falle an das Urteil aus
Lausanne gebunden waren, und ob es sich beim Kruzifix um ein allgemein christliches
oder ein spezifisch katholisches Symbol handle. Bundesrat Koller bekraftigte noch
einmal die Auffassung der Regierung, wonach es ihr nicht zustehe, Entscheide des
Bundesgerichts zu kritisieren, vertrat aber dennoch die Meinung, das Urteil misse sich
auf Klassenzimmer offentlicher Schulen beschrdnken und ddrfe keinesfalls eine
Verbannung der christlichen Symbole aus dem 6ffentlichen Leben bedeuten. %
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KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.05.1993
MARIANNE BENTELI

Eine grossangelegte Nationalfondsstudie iiber die religiose Ausrichtung der
Wohnbevélkerung in der Schweiz entkréftete die bisher allgemein vertretene
Sakularisierungsthese. Die Bindung an die traditionellen Kirchen nimmt zwar stetig ab,
doch fluhrt dies nicht zum Atheismus, sondern zu einer individuell geféarbten
Religiositat, welche sich aus verschiedenen, auch ausserchristlichen Quellen
zusammensetzt. Die Studie erlaubte auch die Feststellung, dass sich Spuren des
einstigen konfessionellen Milieus, welches vor allem auf katholischer Seite bis in die
Mitte der sechziger Jahre recht geschlossen war, heute praktisch nur noch im
Abstimmungsverhalten und in der parteipolitischen Landschaft der Schweiz
niederschlagen. Auch bei der wachsender Distanz zu der Kirche kann die Verankerung
in einer Partei wie der CVP zunéachst erhalten bleiben. Zumindest scheint sich die
Lockerung der Kirchenbindung erst mit einer Phasenverzégerung auf die Politik
auszuwirken. *°

In einem von der Rémisch-katholischen Zentralkonferenz (RKZ) — der Vereingung der
Kantonalkirchen — in Auftrag gegebenen Gutachten kamen namhafte Juristen,
Politikwissenschafter und Theologen zum Schluss, die Einsetzung von Haas als
Weihbischof mit Nachfolgerecht sei 1988 in Verletzung vélkerrechtlicher und
innerkirchlicher Bestimmungen erfolgt. Insbesondere seien die Konkordatsrechte des
Kantons Schwyz verletzt und gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstossen
worden. Sie vertraten die Ansicht, eine Reform der Bischofswahlen drénge sich
zwingend auf, da sonst entsprechend umstrittene Ernennungen in den Bistimern Basel
und St. Gallen folgen kdnnten.

Die katholische Bischofskonferenz, welche nach wie vor ihre Hoffnungen in eine
personliche Intervention des Papstes setzt, distanzierte sich vom Gutachten der RKZ,
welcher sie vorwarf, damit ihre Kompetenzen Uberschritten zu haben. Die Bindner
Regierung gab ihrerseits ein Gutachten in Auftrag. *'

Die eskalierenden Spannungen im Bistum Chur veranlassten den Bundesrat nach
Rucksprache mit den betroffenen Kantonsregierungen gegen Ende Jahr erstmals, in
dieser Angelegenheit offiziell in Rom vorstellig zu werden. Der Sonderbotschafter
beim Vatikan Ubermittelte dem Papst eine Botschaft, in welcher die Landesregierung
der Sorge der sieben Bistumskantone (Graublnden, Glarus, Zirich, Uri, Schwyz, Ob-
und Nidwalden) Ausdruck verlieh. Der Bundesrat bezog in der Intervention selber aber
keine Stellung, da er die Affare Haas nach wie vor als innerkirchliche Angelegenheit
betrachtet. %

Die von der schweizerischen Bischofskonferenz erwogene Méglichkeit, die Kontroverse
um Bischof Haas durch eine Abtrennung des Kantons Ziirich — und eventuell auch der
Innerschweiz — vom Bistum Chur (beispielsweise in Form einer apostolischen
Administratur) zu entschéarfen, wurde von Rom vorldufig verworfen. Ohne die offizielle
Stellungnahme  des  Vatikans abzuwarten, erklarte der Vorsitzende der
Glaubenskongregation und enge Vertraute des Papstes, Kardinal Rauber, Haas werde im
Amt bleiben, und er sehe keine juristische oder institutionelle Lésung des Konfliktes.
Auch in der Schweiz war der Vorschlag verschiedentlich als Scheinldsung kritisiert
worden, die verkenne, dass es sich hier nicht um eine Gebietsfrage, sondern um ein
personelles Problem in Gestalt des dusserst konservativen, der Glaubensgemeinschaft
"Opus Dei" nahestehenden Haas handle. **

Im Tessin wurde eine neue Runde im Kruzifix-Streit eingeldutet. Nachdem das
Bundesgericht 1990 entschieden hatte, ein derart symboltrachtiger Wandschmuck
verstosse in Schulstuben gegen Art. 27 Abs. 3 BV, welcher einen konfessionell neutralen
Unterricht in den o6ffentlichen Schulen garantiert, geriet nun der kantonale
Parlamentssaal in Bellinzona ins Visier der Freidenker. In einer 1989 eingereichten
Petition kritisierten sie, es sei unziemlich, dass das Parlament seine Funktion im
Zeichen religioser Symbole wahrnehme. Das Tessiner Kantonsparlament lehnte die
Petition mit 51 zu 15 Stimmen bei drei Enthaltungen klar ab und sprach sich damit
deutlich fur die Beibehaltung des religiosen Wandschmuckes aus. **
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In der Schweiz ist der Anteil der Protestanten in den letzen Jahren merklich
zuriickgegangen. Wie die definitiven Resultate der Volkszadhlung von 1990 ergaben,
stellen sie heute nur noch 40,0% der Wohnbevolkerung (1980: 44,3%). Der Anteil der
Katholiken blieb mit 46,3% (47,9%) hingegen praktisch stabil. 1980 wiesen noch neun
Kantone eine absolute protestantische Mehrheit auf, namlich Appenzell Ausserrhoden,
Basel-Land, Bern, Glarus, Neuenburg, Schaffhausen, Thurgau, Waadt und Zurich. Zehn
Jahre spéter waren es nur noch vier, da in den Kantonen Glarus, Neuenburg, Thurgau,
Waadt und Zurich der Anteil der Protestanten in dieser Periode unter 50% sank. Bern
bleibt bei weitem die starkste reformierte Bastion (72,2%), gefolgt von Appenzell
Ausserrhoden (57,4%) und Schaffhausen (56,3%). 13 Kantone - die Innerschweiz sowie
die Kantone Appenzell Innerrhoden, Freiburg, Jura, Luzern, St. Gallen, Solothurn, Tessin
und Wallis - sind mehrheitlich, meist mit gegen 80% katholisch. An der Spitze steht Uri
(89,1%), gefolgt von Wallis (88,5%), Obwalden (87,8%) und Appenzell Innerrhoden
(85,6%).

Die Zahl jener, die sich als konfessionslos bezeichnen, hat sich innert zehn Jahren von
3,8 auf 7,4% fast verdoppelt. In Basel-Stadt erklarte sich mehr als ein Drittel der
Bevolkerung (34,6%) als konfessionslos; im Kanton Genf rangierten die
Konfessionslosen mit einem Anteil von 19,0% noch vor den Protestanten an zweiter
Stelle. Nur knapp Uber 1% Konfessionslose wurden in den Kantonen Uri, Obwalden und
Appenzell Innerrhoden registriert.

Als Folge der Einwanderung verdreifachte sich die Zahl der Angehdrigen des Islams auf
insgesamt 2,2% der Wohnbevolkerung. *°

Im Kanton Zirich wurde eine Volksinitiative auf Trennung von Kirche und Staat
eingereicht. Offiziell wurde dabei der Grundsatz der Rechtsgleichheit angesprochen,
gegen welchen der Staat, nach Ansicht der Initianten, durch die finanzielle Bevorzugung
einzelner Religionsgemeinschaften verstdsst. Dem rechtsbirgerlichen Initiativkomitee
wurde allerdings unterstellt, dass es ihm in erster Linie darum gehe, die Kirchen Uber
eine Schmélerung ihrer materiellen Basis politisch mundtot zu machen, da die
engagierten Stellungnahmen kirchlicher Kreise zu Zeitfragen vielen bdlrgerlichen
Kritikern schon lange ein Dorn im Auge seien. Die Kantonsregierung und die
Landeskirchen sprachen sich gegen die Initiative aus. Gewissermassen als
Gegengewicht zur Volksinitiative verlangte eine parlamentarische Initiative aus CVP-
Kreisen, dass neben den drei Landeskirchen auch weiteren Religionsgemeinschaften
die Moglichkeit einer dffentlichrechtlichen Anerkennung zu gewéhren sei. *

Das Bundesgericht sprach sich indirekt fur Toleranz gegenlber Religionen aus, die in
der Schweiz 6ffentlichrechtlich nicht anerkannt sind. Es stltzte die Beschwerde eines
muslimischen Vaters, der gegen die Schulbehérden des Kantons Zirichs rekurrierte,
weil diese seine Tochter zwingen wollten, am (gemischtgeschlechtlichen)
obligatorischen Schwimmunterricht teilzunehmen. Das Bundesgericht befand
einstimmig, das offentliche Interesse am Schwimmunterricht sei nicht so gewichtig,
dass deswegen auf religiose Anschauungen einer Minderheit keine Rucksicht
genommen werden kénne. Auch das Bundesamt flur Auslénderfragen zeigte Verstéandnis
flr Brauche ausserchristlicher Religionen. Es wies die kantonalen und kommunalen
Behorden an, Personen, die aus religiosen Griinden eine Kopfbedeckung tragen, zu
gestatten, sich fur Identitatsausweise so photographieren zu lassen. Mit dieser
Regelung konnte der "Schleier-Streit" beigelegt werden, den Tlrkinnen in Biel ausgelost
hatten, als sie sich den Weisungen der dortigen Fremdenpolizei widersetzten, sich
ohne Kopftuch ablichten zu lassen.

Hingegen lehnte das Bundesgericht die Beschwerde eines Sikhs ab, welcher die
Helmtragpflicht als Verletzung seiner Religionsfreiheit angefochten hatte, da es beim
Wechsel vom Turban zum Helm zu einem von seiner Religion verbotenen Entbldssen
des Kopfes in der Offentlichkeit komme. ¥
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Nach den Auseinandersetzungen um die Ernennung des Churer Bischofs Wolgang Haas
kam der Wahl eines neuen Bischofs in der Di6zese Basel - mit 10 Kantonen und 1,1 Mio
Katholiken das grosste Schweizer Bistum - besondere Bedeutung zu. Aufgrund des
Konkordates von 1828, welches dem Domkapitel und den Regierungen der betroffenen
Kantone weltweit einmalige Rechte bei der Wahl eines Bischofs zugesteht, konnte
davon ausgegangen werden, dass sich so umstrittene Vorkommnisse wie bei der
Einsetzung von Haas nicht wiederholen wirden. Die Wahl verlief denn auch ungestort
und ohne laute Tone. Gewahlt - und vom Papst bestatigt - wurde der Stadtberner
Pfarrer und Dekan Hansjorg Vogel, der in Kirchenkreisen als profiliert und
aufgeschlossen gilt.

Gleichzeitig mit der Bestatigung Vogels ernannte der Papst den eher als
traditionalistisch eingeschéatzten Walliser Priester Pierre Burcher zum neuen
Weihbischof des Bistums Freiburg-Lausanne-Genf. *

Der Regierungsrat des Kantons Ziirich beantragte dem Kantonsrat, die vor Jahresfrist
eingereichte Volksinitiative zur Trennung von Kirche und Staat ohne Gegenvorschlag
zur Ablehnung zu empfehlen. Zuvor hatten sich schon die katholische Zentralkonferenz
und die protestantische Synode dezidiert gegen die Initiative ausgesprochen. Im Kanton
Aargau lehnten Regierung und Kirchen eine analoge Motion der SD ebenfalls ab. **

Uberraschend trat im Herbst auch der Oberhirte des Bistums St. Gallen, Otmar Mader
zurlck. St. Gallen ist wie Basel eine der wenigen Didzesen der Welt, in denen der
Bischof nicht von Rom ernannt, sondern von einem lokalen Gremium gewahlt wird,
wobei allerdings - anders als in Basel - die Kandidaten bereits vor der Wahl der
Zustimmung des Vatikans bedurfen. Bis zur Bestellung des neuen Bischofs wurde die
Diézese einem Administrator unterstellt. *°

Ende 1993 deponierte der Waadtlander PdA-Abgeordnete Zisyadis eine Motion, mit
welcher er den Bundesrat aufforderte, eine Fachstelle fiir Religionsfragen zu schaffen,
die beobachtet, wo die Kirchen, aber auch Sekten und andere Religionsgemeinschaften
stehen und wie und in welchem Mass sie die gesellschaftliche Entwicklung prégen und
beeinflussen. In seiner schriftlichen Stellungnahme zur Motion, welche im Berichtsjahr
noch nicht vom Plenum behandelt wurde, lehnte der Bundesrat die Schaffung einer
deratigen Stelle aus Grinden der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen
ab. Nach dem Sektendrama von Cheiry (FR) und Granges-sur-Salvan (VS), bei dem in
einer Art Endzeitaktion 48 Mitglieder eines obskuren Sonnentemplerordens ihr Leben
verloren, doppelte Zisyadis mit einer Interpellation nach. In seiner Antwort bedauerte
der Bundesrat diese Tragddie, vertrat aber die Ansicht, dass auch ein Bundesamt fur
Religionsfragen ein solches Geschehen nicht hatte verhindern kénnen. Aus diesem
Grund sah er keine Veranlassung, auf seine urspringliche Stellungnahme
zurtickzukommen. “!

Die Diskussion Uber den Bistumsartikel in der Bundesverfassung kam erneut in Gang.
Angesichts der Arbeitstuberlastung der Schweizer Bischofe, welche immer haufiger zu
gesundheitsbedingten vorzeitigen Rucktritten fuhrt, forderte der Prasident der
Schweizerischen Bischofskonferenz eine baldige Restrukturierung vor allem der drei
grossen Didzesen Basel, Chur und Freiburg-Lausanne-Genf. Bereits 1982 hatte eine von
der Bischofskonferenz eingesetzte Projektkommission die Schaffung von drei neuen
Bistimern mit Sitz in Genf, Ziurich und Luzern vorgeschlagen, was bei den anderen
Konfessionen teilweise kritisch aufgenommen worden war. Gemass Verfassung (Art. 50
Abs. 4) muss der Bund die Errichtung neuer Bistimer auf schweizerischem Gebiet
genehmigen. Diese Bestimmung, welche auf die vom Kulturkampf gepragte Totalrevision
der Bundesverfassung von 1874 zurlckgeht, wird von den Katholiken als
diskriminierende Anomalie empfunden, weshalb der Prasident der Bischofskonferenz
erneut die baldige Abschaffung des Bistumsartikels verlangte. *?
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Aber auch Politiker wurden in dieser Richtung aktiv. Bereits zwei Monate vor dem
Appell der Bischofskonferenz hatte Nationalrat Leuba (Ip, VD) den Bundesrat in einer
Interpellation aufgefordert, die Abschaffung des Bistumsartikels voranzutreiben. Leuba
argumentierte, der Artikel widerspreche dem von den Stimmbiirgern am 25.
September angenommenen Anti-Rassismusgesetz, das ausdrlcklich auch die
Diskriminierung aus Grinden der Religionszugehdrigkeit unter Strafe stellt. In seiner
Antwort bestritt der Bundesrat zwar, dass der Bistumsartikel einen Fall von
Diskriminierung im Sinn der internationalen Konvention gegen den Rassismus darstelle.
Er raumte aber ein, dass diese Bestimmung mit der Regelung der konfessionellen
Konflikte an Bedeutung verloren habe, weshalb er sich bereit erklarte, bei einer
Totalrevision der Bundesverfassung die Aufhebung des Artikels zu beantragen, wie dies
bereits eine Uberwiesene Motion des Nationalrates von 1972 verlangt hatte.

Nicht bis zu einer Totalrevision der Bundesverfassung mochte der Aargauer Standerat
Huber (cvp) warten. In der Wintersession reichte er eine parlamentarische Initiative fur
eine ersatzlose Streichung von Art. 50 Abs. 4 BV ein. *

In einem ungewodhnlichen Vorgang unterstellte die Auslanderkommission, in Absprache
mit dem Patriarchat von Belgrad und den hiesigen serbisch-orthodoxen
Kirchgemeinden - mit rund 100'000 Glaubigen die drittgrosste christliche
Glaubensgemeinschaft in der Schweiz -, diese einer Notverwaltung. Die Massnahme
dréngte sich auf, da der fur die Schweiz zustéandige, in Hildesheim (D) residierende
Patriarch trotz anderslautenden Empfehlungen immer wieder pointiert konservativ-
nationalistische und zudem oft schlecht ausgebildete Priester seiner Wahl in die
Schweiz geschickt und sich um rechtliche Dinge wie die Aufenthaltsbewilligung foutiert
hatte. Es wird nun eine Gesamtregelung fur die Bewilligung von orthodoxen Geistlichen
angestrebt, dhnlich wie sie fir die muslimischen Imame besteht. Damit soll eine gewisse
Fahigkeit zur Integration in die hiesige Gesellschaft und der Wille dazu sichergestellt
werden. **

Der Kanton Zurich unternahm den Versuch, das Verhéltnis zwischen Kirche und Staat
im  Sinn einer  Entflechtung  und einer  Anerkennung  zusatzlicher
Glaubensgemeinschaften grundséatzlich neu zu regeln. Diese Vorlage war im Kampf
gegen die letzte Volksinitiative zur Trennung von Kirche und Staat in Aussicht gestellt
worden, die 1995 mit zwei Drittel Nein-Stimmen verworfen worden war. Zentraler
Streitpunkt in den Debatten war die staatliche Anerkennung ausserchristlicher
Religionsgemeinschaftensowie die (eng damit zusammenhéngende) Autonomie aller
anerkannter Gruppen, auch auslandischen Mitgliedern das Stimm- und Wahlrecht
zuzubilligen. Die Harden flur die Anerkennung neuer Glaubensgemeinschaften wéaren
hoch gelegen: 30 Jahre Wirken in der Schweiz, mehr als 3000 Mitglieder im Kanton
Zurich, Anerkennung der Grundwerte der Schweizer Rechtsordnung, Bejahen des
Religionsfriedens, Pflege einer inneren Demokratie und Offenlegung der Finanzen,
weshalb eine baldige Anerkennung des Islam wohl kaum in Frage gekommen ware. Fir
die Anerkennung weiterer religiéser Gemeinschaften votierten im Kantonsrat SP,
Grine, CVP und eine Mehrheit der FDP; die SVP und eine Mehrheit der EVP stellten sich
wegen einer moglichen Offizialisierung des Islam dagegen. Dem Souverén wurden drei
zusammenhangende Vorlagen unterbreitet: eine Verfassungsdnderung (Grundsatz der
Anerkennung weiterer Glaubengemeinschaften und Auslénderstimmrecht) sowie zwei
Gesetzesrevisionen (Verhéltnis zwischen dem Kanton und den bereits anerkannten
Kirchen sowie Verfahren der Anerkennung neuer Religionsgemeinschaften). EVP, EDU
und vor allem SVP bekampften die Vorlage auch im Abstimmungskampf mit dem Slogan
«Kein Geld fur Koranschulen» aufs heftigste. Unterstltzung erhielten sie von einem Teil
der FDP, der eine voéllige Trennung von Kirche und Staat anstrebt. Vor diesem
Hintergrund hatten die Vorlagen keine Chance an der Urne: Die Verfassungsanderung
scheiterte mit 55 Prozent Nein-Stimmen, das Kirchengesetz mit knapp 54 Prozent und
das Anerkennungsgesetz mit 64 Prozent. *°
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Gemass einer reprasentativen Umfrage, die nach 1989 zum zweiten Mal den religidsen
Bewusstseinsstand in der Schweiz untersuchte, steht Religion in der spatmodernen
Gesellschaft in einem Spannungsfeld, das durch zwei Pole charakterisiert ist: zum
einen durch die von den herkdmmlichen Agenturen und neuen religidsen Institutionen
und Netzwerken vertretene «institutionelle Religion», zum andern durch die
«universale Religion». Deren «Angehorige» gehorten keinem bestimmten Bekenntnis
an. Sie glaubten zum Beispiel an die Existenz einer héheren Macht, ordneten den Tod in
den Kreislauf von Werden und Vergehen ein, beteten in verschiedensten Lebenslagen
und verfligten Uber betrachtliche ethische Ressourcen (Bekenntnis zu
Menschenrechten). Diese Uberzeugungen triigen wesentlich zu ihrem emotionalen
Gleichgewicht und zu ihrer weltanschaulichen Orientierung bei, wirden jedoch als
Privatsache betrachtet. *°

Das Resultat der Minarett-Initiative wurde zum Ausgangspunkt dreier weiterer Anliegen,
welche das friedliche Zusammenleben der verschiedenen Religionsgruppen férdern
wollten. So verlangte eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) zur Verstarkung
des interreligiosen Dialogs die Schaffung einer eidgendssischen Kommission fur
Religionsfragen. Eine Motion Rennwald (sp, JU) forderte die Einrichtung eines
interparlamentarischen Dialoges zum Abbau der durch die Annahme der Minarett-
Initiative erzeugten Misstone im Ausland. Beide Vorstdsse wurden vom Nationalrat
deutlich abgelehnt, da sie Kommission und Bundesrat folgend, die Anliegen durch
bestehende Strukturen bereits als erflllt erachteten. Auf mehr Zustimmung vom
Bundesrat stiess das Postulat Amacker-Amann (cvp, BS), mit welchem die Diskussion zur
Verankerung eines Religionsartikels in der Bundesverfassung wieder aufgenommen
wurde. Dieser soll das Verhéltnis zwischen Kirchen, anderen Religionsgemeinschaften
und dem Staat konkret und verbindlich regeln. Im Parlament wurde die Diskussion Uber
dieses Postulat in der Sommersession bekampft und verschoben. Schlussendlich wurde
das Geschaft 2012 abgeschrieben, da es mehr als zwei Jahre hangig war. */

Die Frage, inwiefern dem Islam Uber seine religiosen und gesellschaftlich-kulturellen
Symbole wie dem Kopftuch oder der Burka in einer sakularen, aber in christlicher
Tradition stehenden Gesellschaft Sichtbarkeit zugestanden wird, beschaftigte nicht nur
die Legislativen. So fanden sich etwa die &6ffentlich-rechtlichen Medien unverhofft im
Spannungsfeld zwischen den von der Gesellschaftsmehrheit vertretenen Werte und der
durch eine Minoritat gleichermassen beanspruchten Glaubens- und Religionsfreiheit
wieder. Der Fall einer Westschweizer Journalistin und kopftuchtragender Muslima, die
sich um eine Stelle beim o6ffentlichen Westschweizer Radio bewarb, dréangte die
Journalistenzunft ~ zur  Auseinandersetzung mit ihrem  gesellschafts-  und
verfassungspolitischen Selbstverstandnis. Dabei gingen die Meinungen Uuber die
Gewichtung der Glaubens- und Religionsfreiheit im grundsatzlich religionsneutralen
Angebot des offentlich-rechtlichen Senders auch SRG-intern weit auseinander. Mit
Hinweis auf die Singularitat des Falls sah die SRG von einer schweizweiten Regelung der
Kopftuchfrage ab und Uberliess den Entscheid der Westschweizer RTS, die ihren
Mitarbeitenden das sichtbare Tragen religioser, aber auch politischer Symbole im
Rahmen ihrer Berufsausiibung in der Offentlichkeit verbot. *°

Der Standerat beschaftigte sich im Marz als Erstrat mit der im Vorjahr vom Kanton
Aargau eingereichten Standesinitiative fiir ein nationales Verhiillungsverbot im
offentlichen Raum. Dieses fusst auf einem durch die zustandige Aargauer
Parlamentskommission  fur Sicherheit abgeénderten Vorstoss der Schweizer
Demokraten fur ein schweizweites Burkaverbot, der vom aargauischen Grossen Rat
deutlich angenommen worden war. Wahrend die Mehrheit der SPK-SR die Initiative zur
Ablehnung empfahl, hoffte eine rechtsbirgerliche Kommissionsminderheit vergeblich
auf deren Annahme: Mit 24 zu vier Stimmen gab die Kleine Kammer der Initiative keine
Folge. Die Beflirworter der Vorlage bemuhten sich hervorzuheben, dass die 6ffentliche
Sicherheit (auch und gerade vor vermummten Randalierern) im Zentrum ihres Anliegens
stinde. Auf eine Darlegung der primar religions- und gesellschaftspolitisch
begriindeten Motivation des Anliegens (Burka-/Nigab- bzw. Verschleierungsverbot im
offentlichen Raum), wie sie noch auf kantonaler Ebene diskutiert worden war, wurde
verzichtet. Auch die Initiativgegner rangen um eine politisch korrekte Begriindung ihres
Standpunkts. Staatspolitisch argumentierend, identifizierten sie die Kantone als
Garanten der offentlichen Sicherheit und sprachen dem Bund die entsprechende
Kompetenz ab. Der Nationalrat hat das Geschaft noch nicht behandelt. Zum
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Verschleierungsverbot aus Sicht der geltenden Rechtsordnung siehe hier. *°

Das in Bern geplante »~Haus der Religionen™, unter dessen Dach gemass Vereinszweck
Muslime, Aleviten, Hindus, Buddhisten, Christen, Juden, Baha'i und Sikh zum
friedlichen Dialog zusammenfinden sollen, erhielt Ende Juli die Gesamtbaubewilligung.
Eine Mantelnutzung (Wohnen, Verwaltung, Gewerbe) des durch private Investoren
getragenen Baus soll die Errichtung und den Unterhalt des eigentlichen Kultuszentrums
querfinanzieren und langfristig absichern. Stadt und Kanton Bern engagieren sich mit
diversen finanziellen Beitragen. *°

Im Mai des Berichtsjahr reichte das Uberparteiliche Komitee ,Guastafeste™
(Spielverderber) rund um den streithaften Journalisten Giorgio Ghiringhelli im Kanton
Tessin eine Volksinitiative ein, die ein Verhiillungsverbot im &ffentlichen Raum
verlangt. Damit wird die Stimmbevdlkerung des Kantons Tessin als erster Schweizer
Souveran zu einem Verhillungsverbot Stellung nehmen. ©

Im Nachgang der Minarettinitiative bemihten sowohl Beflirworter als auch Gegner des
Minarettverbots die Gerichte. Das Langenthaler Komitee ,Stopp Minarett™ war nach der
Ablehnung seiner Baubeschwerde gegen das Minarett an das Berner Verwaltungsgericht
gelangt, dessen Entscheid Ende 2011 noch ausstand. Muslimische Organisationen
reichten beim Européischen Gerichtshof flir Menschenrechte (EGMR) zwei Einsprachen
ein. Erstmals in der Geschichte ihrer Beziehungen zum EGMR legte die Schweiz ihr Veto
ein und blockierte damit die Behandlung der beiden Einsprachen durch die Grosse
Kammer des EGMR. Eine kleine Kammer beurteilte die Klagen im Juli, allerdings ohne
dabei auf die Frage der Vereinbarkeit von Minarettverbot und der durch die
européaische Menschenrechtskonvention geschitzten Religionsfreiheit einzutreten. Das
Gericht hielt - inhaltlich Ubereinstimmend mit dem EJPD - fest, dass die Klager den
nationalen Instanzenweg hatten gehen mussen. Das Klagerecht beim EGMR waére ihnen
unter der Bedingung gewéahrt worden, dass Schweizer Behdérden und Gerichte ein
konkret geplantes oder eingereichtes Baugesuch mit Berufung auf das Minarettverbot
abgelehnt hatten. 2

Im Rahmen der ausserordentlichen Session zur Migrationspolitik im September
beschéftigte sich nach der Kleinen auch die Grosse Kammer mit einem Vorstoss fur ein
generelles Vermummungsverbot im &6ffentlichen Raum. Eine Motion Freysinger (svp,
VS) .Runter mit den Masken™ suchte den Weg Uber das Bundesgesetz tiber Massnahmen
zur Wahrung der inneren Sicherheit. Der Bundesrat erkannte keine Bundeskompetenz
und verwies auf die beiden unteren Staatsebenen. Der Nationalrat nahm die Motion
aber mit 101 zu 77 Stimmen bei neun Enthaltungen und zwolf unbegriindeten Absenzen
an. Die BDP und die SVP-Fraktion stimmten einstimmig, die CVP-Fraktion mit
Uberwiegender Mehrheit, die FDP-Fraktion (acht der neun Enthaltungen stammten von
den Freisinnigen) zur Halfte daftr. Grine und Sozialdemokraten stellten sich
geschlossen dagegen. Der Stéanderat lehnte die Motion im Folgejahr hingegen ab. *°

Der Nationalrat nahm eine Motion Reimann (svp, SG) teilweise an, die den Bundesrat
beauftragte, sich gegen religiose Intoleranz, insbesondere die Verfolgung von Christen
durch islamistische Krafte im lIrak einzusetzen. In ihrer Stellungnahme wies die
Regierung darauf hin, dass nicht nur die irakischen Christen, sondern die dortige
Bevolkerung als Ganzes von religids mitbegrindeter Intoleranz und Gewalt betroffen
seien. Folglich lehne er es ab, eine UNO-Resolution einzubringen, welche die
Errichtung einer Schutzzone fur den christlichen Teil der Bevdlkerung zum Ziel hatte.
Jede Form religidser Intoleranz sei, unabhéangig von der Zielgruppe, international zu
bekédmpfen. Der Nationalrat pflichtete in der Resolutionsfrage dem Bundesrat bei und
stimmte den anderen Punkten des Anliegens stillschweigend zu. Der Stéanderat hat das
Geschéft im Berichtsjahr noch nicht behandelt. *
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Auf Mehrheitsantrag seiner Aussenpolitischen Kommission (APK) wies der Nationalrat
eine Petition der Arbeitsgemeinschaft Religionsfreiheit mit dem Titel ,Volle
Religionsfreiheit und Gleichberechtigung fur Christen in islamischen Landern™ mit 177
zu 66 Stimmen ab. Neben der geschlossen stimmenden SVP, vermochten sich nur einige
Vertreter der CVP- und SP-Fraktionen flir das Anliegen erwérmen. Die Petitionare
hatten zum einen verlangt, dass der Bundesrat sich flr die volle Religionsfreiheit und
Gleichberechtigung von Christen in islamischen Léndern verwende. Zum anderen
hatten sie gefordert, dass der Schweiz die Unterzeichnung internationaler Abkommen
nur noch mit jenen Léandern erlaubt sein soll, die den Minderheitenschutz verfassungs-,
allenfalls vertragsrechtlich garantierten. *°

Die staatpolitische Kommission des Nationalrats (SPK) empfahl mit préasidialem
Stichentscheid (bei 12 zu 12 Stimmen) Folgegeben fir eine parlamentarische Initiative
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), die christlichen Symbolen im &ffentlichen Raum ein
verfassungsrechtliches Vorrecht vor anderen religidsen Zeichen einrdumen mochte.
Damit soll verhindert werden, dass mit Berufung auf die Glaubens- und
Gewissensfreiheit eine Entfernung der im gesellschaftlichen Alltag verankerten
Insignien christlicher Kultur und Tradition erwirkt werden kénnte. Da die standeratliche
SPK im Herbst des Berichtsjahrs mit Verweis auf die geforderte religiose Neutralitat des
Staats gegenteiliger Meinung war, gelangt das Geschéaft zum Entscheid an die Réte.
Dieser ist fur 2012 vorgesehen. *

Eine Parlamentarische Initiative Roth-Bernasconi (sp, GE) (siehe auch hier), die ein
Verbot der sexuellen Verstiimmelung (Beschneidung und Infibulation) von Frauen
verlangte, tangierte sowohl gesellschafts- und religionspolitische Fragen als auch
Aspekte des Personlichkeitsschutzes. Der Nationalrat hatte einer entsprechenden
Anpassung des Strafgesetzbuchs (StGB) Ende 2010 auf Empfehlung seiner Kommission
zugestimmt, wahrend der Standerat in der Detailberatung davon abgewichen war. In der
Differenzbereinigung schloss sich der National- dem Stdnderat an, so dass im Herbst
des Berichtsjahrs beide Rate dem Verstimmelungsverbot zustimmten. ¥

In der FrUhjahrssession 2012 bestatigte die Kantonskammer den im Vorjahr vom
Nationalrat gefallten und vom Bundesrat gestitzten Entscheid zur Motion Reimann (svp,
SG), welche die Verfolgung religioser Minderheiten im Irak durch zusatzliche
Massnahmen auf nationaler und internationaler Ebene unterbinden will. Seiner grossen
Kammer und dem Bundesrat folgend lehnte der Stéanderat jedoch eine im Geschaft
enthaltene Forderung ab, welche von der Schweiz verlangt hatte, bei der UNO eine
Resolution zur Errichtung von Schutzzonen fir einen bestimmten Teil der christlich-
irakischen Bevoélkerung zu deponieren.

Im Juni des Berichtjahres erfolgte in Bern der Spatenstich zum »~Haus der Religionen™,
unter dessen Dach alle Religionen zum friedlichen Dialog zusammenfinden sollen. Die
Uberbauung an der Europastrasse soll auch Wohnungen, Restaurations- und
Detailhandelsbetriebe umfassen. Der erfolgte Spatenstich entsprach einem grossen
Meilenstein, da der Baubeginn aufgrund von Einsprachen und fehlenden finanziellen
Mitteln mehrmals verzdgert worden war. 58

Mit 87 zu 93 Stimmen beerdigte der Nationalrat eine aargauische Standesinitiative fiir
ein nationales Verhiillungsverbot im 6ffentlichen Raum in der Herbstsession 2012 nur
ausserst knapp. Neben den geschlossenen Fraktionen der BDP und der SVP erhielt das
Anliegen auch von einer Grossmehrheit der CVP-Fraktion sowie einem Drittel der
liberalen Fraktion Unterstitzung. %
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Die vom Schweizerischen Pastoralsoziologischen Institut (SPI) herausgegebene
Kirchenstatistik 2013 ortete eine Stagnation der absoluten Anzahl Katholiken bei 3 Mio.
Anhéangern, was die Autoren in erster Linie auf die Einwanderung zurlckfthrten.
Hiervon habe die rdmisch-katholische Kirche deutlich mehr profitiert als die
evangelisch-reformierte. In relativen Zahlen schrumpfte der Anteil Katholiken in den
letzten vier Jahrzehnten von 49% auf 38%, derjenige der Reformierten denn auch von
46% auf 28%. Gut ein Flnftel der in der Schweiz lebenden Bevdlkerung gehdrte im 2011
keiner Konfession mehr an. Geméss Studie lassen sich noch ein Drittel aller rémisch-
katholischen sowie beinahe die Hélfte der evangelisch-reformierten Eheleute kirchlich
vermahlen. ¢

Nach der knappen Ablehnung der parlamentarischen Initiative Glanzmann-Hunkeler
(cvp, LU) im Vorjahr, beschéftigte sich das Parlament im Berichtsjahr erneut mit der
Frage betreffend die Prasenz von religiosen Symbolen im 6ffentlichen Raum. In Form
eines Postulats forderte Thomas Aeschi (svp, ZG) vom Bundesrat, den Regelungsbedarf
in dieser Angelegenheit darzulegen. Konkret verlangte der Postulant eine Stellungnahme
zum Aufhangen von Kreuzen und anderen religiosen Symbolen sowie zum Tragen
religioser Zeichen in offentlichen Gebauden. Betreffend Letzteres ist der Bundesrat
angehalten, eine differenzierte Betrachtung zwischen dem Tragen kleinerer religiéser
Zeichen wie Halsschmuck sowie grosserer religioser Zeichen wie Kopfbedeckungen
oder Ganzkdrperbekleidung wie dem Habit anzustellen. Darlber hinaus dusserte sich
der Postulant kritisch zur Erhebung der Kirchensteuer flr juristische Personen und
verlangte eine Uberprifung der Vereinbarkeit kantonaler Regelungen mit dem
eidgendssischen Steuerharmonisierungsgesetz. Wahrend der Bundesrat es als
notwendig erachtete, Fragen zur Prasenz und Bedeutung von religiésen Symbolen im
offentlichen Raum in einem Bericht zu kléren, stellte er sich gegen eine Stellungnahme
zur Angemessenheit der Kirchensteuererhebung bei juristischen Personen. Das
Einziehen dieser Steuer falle in die Kompetenz der Kantone und sei demzufolge auf
dieser Entscheidungsebene zu behandeln. Das Parlament folgte der Empfehlung des
Bundesrates und lehnte dieses Anliegen ab. Die anderen beiden Punkte des Vorstosses
wurden diskussionslos angenommen und Gberwiesen. ©

Mit seiner Motion brachte Standerat Hans Altherr (fdp, AR) in der Woche nach Annahme
des Burkaverbots im Kanton Tessin die Einfiihrung eines Toleranzartikels erneut auf die
politische Agenda. In Anlehnung an eine kurz nach Annahme der Minarettinitiative von
zwei Rechtsprofessoren gedusserte Idee verlangte Altherr eine Ergédnzung des
Verfassungsartikels zur Glaubens- und Gewissensfreiheit, welche
Religionsgemeinschaften dazu auffordern wirde, "ihr Auftreten im 6ffentlichen Raum
auf ein allgemein vertragliches Mass" zu reduzieren. Gemass den beiden Juristen ware
die Betonung der Religionsfreiheit versehen mit einem Gebot auf Ricksichtnahme
zielflhrender als "diskriminierende und unverhaltnismassige" Artikel. Noch vor der
Beratung der Motion im Stéanderat ausserten freikirchliche Gruppierungen Bedenken,
dass der Toleranzartikel das Aufhangen von Kruzifixen in 6ffentlichen Schulen und
Universitaten verbieten koénnte. Der Bundesrat zeigte Verstéandnis flr die Motion,
erachtete es jedoch als zwingend, dass die Religionsgemeinschaften den Impuls fur
eine Verfassungsanderung geben wurden. Bei diesen Akteuren bestinde im Moment
jedoch kein Konsens, weswegen der Bundesrat die Motion ablehnte. In der kleinen
Kammer verlangte ein Ordnungsantrag Stockli (sp, BE) die Rickweisung an die
Kommission, um das allgemein formulierte Anliegen unter Beiziehen von Staats- und
Kirchenrechtlern zu beraten. Nach vier ablehnenden Voten aus den Reihen der CVP,
FDP und GLP unterlag der Ordnungsantrag deutlich, worauf der Motionar sein Anliegen
zurlickzog. Altherr sah durch die abgelehnte Rickweisung an die Kommission sein Ziel
verhindert, eine breite Diskussion zum Thema zu flUhren, um so einer moglichen
Vermummungsverbots-Initiative zuvorzukommen. ¢

Gleich mehrere bedeutende Studien zur Religiositat der Schweizer Bevdlkerung
wurden 2014 publiziert. Eine breit angelegte Studie legte dar, dass sich 90% der um die
7'000 befragten Konfirmandinnen und Konfirmanden als wenig bis gar nicht religios
bezeichnen. Trotzdem kann sich immerhin ein Finftel der Umfrageteilnehmer
vorstellen, in Zukunft Freiwilligenarbeit fur die Kirche zu betreiben. Weiter legte eine
im Rahmen eines Nationalen Forschungsprogramms durchgeflihrte Untersuchung dar,
dass gerade einmal 18% der Schweizer Bevolkerung ihren Glauben regelmassig
praktizieren. Auch innerhalb dieser Gruppe gibt es Verdnderungen: Wahrend der Anteil
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glaubiger Anhénger von Landeskirchen abnimmt, verzeichnen Freikirchen in dieser
Gruppe Zulauf. Wahrend weitere 13% der 1229 Befragten angaben, einen alternativen
Glauben zu praktizieren (z.B. Esotherik, New Age, Anthroposophie), bezeichneten 12%
der Umfrageteilnenmer - die sog. Sékularen - Gott als reine Illusion. Mit 57% machen
die "Distanzierten" die grosste Gruppe aus. Diese gehdren in der Regel zwar einer
Glaubensgemeinschaft an, praktizieren ihren Glauben jedoch nicht aktiv. Ferner sind
insgesamt 85% der Befragten ganz oder zumindest teilweise der Ansicht, dass
Religionen eher Konflikte schiren als Frieden schaffen wirden. Eine weitere im
Berichtsjahr erschienene Nationalfondsstudie ergriindete mit 100 Tiefeninterviews den
Erfolg evangelischer Freikirchen. ¢

Andreas Thiels Interpretation des Korans als "einziger Aufruf zur Gewalt" sowie seine
Darstellung Mohammeds als Sklaventreiber, Kinderschander und Massenmaérder, die der
Politsatiriker im November in einem mehrseitigen Beitrag in der Weltwoche verbreitete,
hatten eine Einladung zur Sendung "Schawinski" zur Folge. Ab Beginn der 30-minutigen
Sendung, die jegliche Sachlichkeit vermissen liess, provozierten sich Gast und
Moderator Roger Schawinski im Akkord, wobei die anfénglichen Sticheleien rasch in
gegenseitige respektlose Beschimpfungen gipfelten. "Am Tiefpunkt der Islamdebatte"
konstatierte die Basler Zeitung; "Zwei Gockel erklaren die Welt" titelte die Berner
Zeitung. Der Schlagabtausch wurde dennoch - oder hdchstwahrscheinlich gerade
deswegen - zum Online-Phénomen: Kein SRG-Video wurde in kilrzester Zeit so oft
angewéahlt wie der "skurrile Showdown" (Der Bund) mit tiber 500'000 Klicks nach nur
wenigen Tagen. Uber 150 Beanstandungen gingen im Anschluss der Sendung an die
SRG-Ombudsstelle ein, was einem Spitzenwert entsprach: Nur die Berichterstattung
der "Rundschau" Uber den Kampfjet Gripen im April 2014 fihrte mit 110 Eingaben zu
ahnlich vielen Beschwerden. Die Grossmehrheit der Beschwerden richteten sich gegen
Schawinskis "respektlose" Interviewfihrung. ¢

Erich von Siebenthal (svp, BE) verlangte mit seinem Postulat vom Bundesrat einen
Bericht Uber die Situation religioser Minderheiten und mégliche Massnahmen zu deren
Schutz. Der Postulant begrindete sein Anliegen mit der in verschiedensten Staaten
noch immer weit verbreiteten religiosen Diskriminierung von Minderheiten in diversen
sozio-6konomischen und politischen Belangen. Der Bericht soll nicht nur einen
Uberblick tber religidse Diskriminierung in der ganzen Welt bieten, sondern darliber
hinaus aufzeigen, wie die Schweiz im Rahmen ihrer Aussen- und Entwicklungspolitik
gegen Menschenrechtsverstosse und religiose Verfolgungen vorgehen kann. Der
Bundesrat zeigte sich bereit, diesen Aspekten im jahrlich erscheinenden
Aussenpolitischen Bericht zuklinftig mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Der Nationalrat
stimmte dem Geschéft in der Wintersession 2014 stillschweigend zu. ¢°

Der Nationalrat stimmte im Dezember einer Motion Streiff-Feller (evp, BE) zu, welche
von der Schweiz in bilateralen und multilateralen Beziehungen eine verstarkte
Thematisierung der Religionsfreiheit sowie des Schutzes religioser Minderheiten
forderte. Da die Schweiz gut vernetzt sei und das Prinzip der Universalitdt der
Menschenrechte hochhalte, sei sie prédestiniert, sich im Ausland fur den Schutz der
Religionsfreiheit einzusetzen, argumentierte die Motionéarin. Der Bundesrat ging mit der
Nationalratin einig: Die Schweiz solle sich in diesem Bereich weiterhin engagieren sowie
ihr Engagement bei veranderten Umstanden laufend anpassen. Betreffend bestehende
Bestrebungen verwies der Bundesrat auf die bilateralen Menschenrechtsdialoge sowie
auf die aktive Rolle der Schweiz in internationalen Gremien, namentlich der UNO und
der OSZE. Daruber hinaus zeigte sich die Regierung bereit, die Situation bedrohter
religioser Minderheiten im Aussenpolitischen Bericht naher zu beleuchten, wie dies ein
Postulat von Siebenthal (svp, BE) verlangt, welches der Bundesrat am selben Tag
ebenfalls zur Annahme empfahl. Der Nationalrat stimmte beiden Anliegen in der
Wintersession stillschweigend zu. ¢
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Vollkommen missraten sei das Gespréach zwischen Roger Schawinski und Andreas Thiel
in der Sendung "Schawinski" vom Dezember 2014, rigte der Ombudsmann Achille
Casanova in einer schriftlichen Stellungnahme. Eine Diskussion von Thiels These, der
Islam sei ein "einziger Aufruf zur Gewalt", habe nicht stattgefunden, womit das
Sachgerechtigkeitsgebot mehrfach verletzt worden sei. Stattdessen habe der Gastgeber
den Geladenen beleidigt oder unterbrochen und Letzterer habe die Antwort auf die an
ihn gerichteten Fragen verweigert oder nur mit Gegenfragen geantwortet. Als
"gravierende Fehlleistung" bezeichnete der Ombudsmann, dass Schawinski ein in der
Berner Zeitung abgedrucktes Zitat von Thiel aus dem Kontext gerissen habe, wodurch
der Eindruck entstanden sei, Thiel bezeichne die Muslime als "zwischen Neandertaler
und Homo sapiens steckengeblieben". Diese Aussage Thiels habe sich aber nicht auf die
Muslime generell bezogen, sondern darauf, wie sie unseren hiesigen Humor verstehen
wirden. Das SRF nahm die Kritik des Ombudsmanns zur Kenntnis, teilte sie aber nicht
vollstandig. Das Schweizer Fernsehen erachte das Gesprach als misslungen und
bedaure dies; man habe das umstrittene Zitat im Kontext des BZ-Interviews jedoch
durchaus als auf das generelle Wesen der Muslime bezogen deuten kénnen. Dabei
zitierte das SRF zur Verdeutlichung der eigenen Position eine andere Passage aus Thiels
Interview in der BZ, wo dieser Uber seine muslimischen Gastgeber in Kashmir folgende
Aussage machte: "Die sind alle gehirngewaschen und haben einen an der Waffel." ¢

Am 14. Mai 2015 verloren die Schweizer Muslime mit Hisham Maizar nicht nur eine
grosse Personlichkeit, sondern auch "das Gesicht des Schweizer Islam" wie das St.
Galler Tagblatt titelte. Der in St.Gallen wohnhafte Schweizer mit palastinensischen
Wurzeln war stets flr seine Besonnenheit und die Fahigkeit, einen konstruktiven Dialog
Uber Religionsgrenzen hinweg fihren zu kénnen, gelobt worden. Seinen Zutritt auf das
Parkett der Schweizer Religionspolitik hatte Maizar nach den Anschlagen von 9/1
gefunden. Der ehemalige St. Galler Bischof Ivo Firer hatte ihn davon Uberzeugt wie
wichtig es sei, dass die Schweizer Muslime gerade vor diesem Hintergrund mit einer
vereinten Stimme in den Medien présent seien und sich von extremistischen Positionen
abgrenzten, um zugleich auch als verléasslicher Partner der Rechtsstaatlichkeit
wahrgenommen zu werden. In den knapp 15 Jahren seines Schaffens hatte dieses
Anliegen stets oberste Prioritdt erhalten, weshalb er zunédchst den Dachverband
Islamischer Gemeinden der Ostschweiz (DIGO) und spater, im Jahr 2006, die
Foderation Islamischer Dachorganisationen (FIDS) gegriindet und bis zu seinem Ableben
auch prasidiert hatte. Einer breiteren Offentlichkeit wird Maizar aber wohl in erster
Linie in seiner Rolle als Prasident des Schweizerischen Rates der Religionen (SCR) in
Erinnerung bleiben, welcher mit Vertretern unterschiedlichster
Religionsgemeinschaften primar als Ansprechpartner fiir Bundesbehérden fungiert. ¢

Nachdem der Nationalrat der Motion Streiff-Feller (evp, BE) fir eine verstéarkte
Thematisierung der Religionsfreiheit in der Wintersession 2014 stillschweigend
zugestimmt hatte, wurde das Anliegen im Juni 2015 auch im Standerat angenommen.
Christian Levrat (sp, FR) betonte in diesem Zusammenhang stellvertretend fir die
Kommission, dass die vorliegende Motion keine Neuheit darstelle, aber durchaus die
gegenwartige Position der Schweiz in Bezug auf die Religionsfreiheit wieder in
Erinnerung rufe. Diese stltze sich ausschliesslich auf das internationale Recht und
nicht etwa auf moralische oder religidse Uberlegungen. Bundesrat Burkhalter pflichtete
diesbezuglich Herrn Levrat bei, betonte aber, dass die grundlegende Debatte nicht von
der gesetzlichen Grundlage herrihre, sondern im Wesentlichen vom mangelnden
Respekt dieser gegenlber. Auch wenn bereits 168 Nationen den UNO-Pakt Il ratifiziert
hatten, blieben in der Realitdt noch wesentliche Probleme bezlglich dessen
Implementierung bestehen. Aus eben diesem Grund sei es wichtig, dass die Schweiz
den politischen Dialog sowohl auf bilateraler als auch multilateraler Ebene weiterfuhre
und sich in diesem Bereich engagiere. ¢

Mit dem Ableben von Hisham Maizar im Frihjahr 2015 wurden zeitgleich drei
Prasidialposten in wichtigen religionspolitischen Organisationen (DIGO, FIDS, SCR) frei,
die es nun zu besetzen galt. Im Falle der DIGO war rasch klar, dass Bekim Alimi diesen
Posten - zunachst interimistisch - Gbernehmen wirde. Die Besetzung des Vorsitzes des
SCR und der FIDS erwies sich indes als etwas anspruchsvoller. Der Schweizerische Rat
der Religionen beschloss zunachst den christkatholischen Bischof Harald Rein ad
interim auf diesem Posten einzusetzen, bis er schliesslich im Juni eine definitive
Losung werde vorweisen kdnnen. Diese wurde am 22. Juni dann auch in der Person von
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Gottfried Locher, Prasident des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes,
gefunden und mit einer Wahl bestatigt. Die grosste Lucke, die es nun noch zu
schliessen galt, war die Besetzung des Vorsitzes der FIDS. Wer auch immer dieses
Vermachtnis antreten sollte, wiirde stets im Hinterkopf behalten missen, dass er hier in
die Fussstapfen jenes Mannes treten wirde, der als erster den Schweizer Muslimen eine
eigenstandige Infrastruktur und insbesondere eine gesellschaftliche Identitat
geschaffen hatte. Ebenfalls im Juni wurde schliesslich auch dieser freie Sitz besetzt:
Der in der Deutschschweiz noch relativ unbekannte Waadtlander Montassar BenMrad
wird die Nachfolge von Maizar bei der FIDS antreten, wobei er zugleich mit dem
Vizepréasidium beim SCR beauftragt werden wird. °

Im Sommer dieses Jahres fand die Flichtlingsdebatte ihren Einzug auch offiziell in
Institutionen, welche sich ausserhalb des tagespolitischen Geschehens bewegen - die
Landeskirchen. Diverse Kantone schienen mit ihren bis dahin gangigen
Unterbringungsmoglichkeiten wie Zivilschutzanlagen oder Pfadiheimen an ihre
Kapazitatsgrenzen gestossen zu sein, weshalb sie sich entschieden, ein Gesuch an
"nhéherer Stelle" einzureichen. Im Kanton Bern beispielsweise wurde nach einer
Behdordenanfrage eine Anzeige in den Pfarreiblattern geschaltet, in welcher man sich
bei den Mitgliedern nach freiem Wohnraum fur Flichtlinge erkundete. Aber auch in den
Kantonen Zug, Schwyz oder Luzern hoffte man auf die Hilfe kirchlicher Institutionen.
Oft stiess man aber wider Erwarten auf verschlossene Pforten. Die Argumente fur die
ablehnende Haltung &dusserten sich dabei oft in &hnlicher Weise: Es sei nicht genug
Platz vorhanden, um zusatzlich Leute unterzubringen und zudem wére die
Nutzbarmachung des vorhandenen Platzes oft mit zusatzlichen Umbaumassnahmen
verbunden. Des Weiteren beflrchte man teilweise grosse Einschnitte im Alltag der
bisherigen Bewohner - Stérung der klerikalen Gepflogenheiten oder Einschréankung der
Privatsphére als Beispiele -, zumal man den Asylsuchenden keine besondere
Unterhaltung bieten kénne und diese folglich mit Nichtstun beschaftigt waren. Diese
Haltung rief aber auch Kritiker auf den Plan: Viele Gotteshauser schienen in der Frage
der Nachstenliebe ihre Grenze beim traditionellen Engagement in der Form von
Betreuungsprogrammen wie Deutschkursen oder Rechtsberatungen zu ziehen. Die
Kritik richtete sich an dieser Stelle aber primar an die Kirchenoberen; die Kirchenbasis
setze sich bereits fur die Menschen in Not ein. So setzte beispielsweise Matthias Hui
(Co-Redaktor der Zeitschrift "Neue Wege") gemeinsam mit anderen Mitgliedern aus
seinem Netzwerk "Kirche? NordSudUntenLinks" eine "Migrationscharta" auf, welche
Kirchen konkret aufforderte, schéarferen Protest gegen die heutige Migrationspolitik zu
aussern und sich mehr in die Debatte einzubringen. Walter Mdller, Sprecher der
Bischofskonferenz, wollte diesbezlglich keinen Kommentar abgeben, liess es sich aber
nicht nehmen zu betonen, dass die Tagespolitik kein Einmischungsfeld der Kirche
darstelle.

Der Bischof des Bistums Basel, Felix Gmur, schien diesbezlglich aber eine génzlich
andere Meinung zu vertreten: Uber Monate wurde er nicht mide, Kritik an der
Asyldebatte in der Schweiz zu Uben und die Engstirnigkeit mancher Politiker
anzuprangern. Die Grenzen flur Asylsuchende zu schliessen sei "vollig daneben" und
bringe im Endeffekt niemandem etwas; die westlichen Lander mdissten sich ihrer
Verantwortung stellen. Auf diese Aussagen Gmurs folgte wiederum Kritik aus den
Reihen der politischen Elite - Uberraschenderweise ausgerechnet von Seiten des CVP-
Prasidenten Christophe Darbellay. Seiner Auslegung nach kénne die Kirche nicht nur
Offenheit predigen, sondern musse ihren Worten auch Taten folgen lassen. Bischof
Gmur liess sich diesbezlglich nicht zweimal bitten: Er setzte ein Zeichen, indem er
Anfangs August 2015 ankundigte, dass das Bistum prufen lassen wolle, ob die
Wohneinheiten des Schlosses Steinbrugg in Solothurn flr diesen Zweck geeignet seien.
Im September konnte er sodann auch, nach einem Behdrdentreffen zwecks Klarung
organisatorischer Fragen, einen positiven Bescheid verkinden; es sollen
Wohneinheiten flir bis zu zwdlf Personen geschaffen werden, welche nach
Umbauarbeiten - Rickbau von Birordumlichkeiten - voraussichtlich ab Ende Oktober
2015 bezugsbereit sein kénnten. ”
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In Erfullung des Postulats von Siebenthal (svp, BE) nahm der Bundesrat im Rahmen
seines Aussenpolitischen Berichts 2016 auch Stellung zur Situation religiéser
Minderheiten und von der Schweiz getroffenen Massnahmen zu deren Schutz.

Der Bericht hélt u.a. fest, dass aufgrund verschiedenster politischer Entwicklungen,
insbesondere im Kontext des wachsenden Extremismus und konfliktbedingter
Instabilitat in diversen Regionen der Welt, die Rechte religidser, aber auch anderer
Minderheiten zunehmend wunter Druck geraten - durch Aggressoren wie die
Organisation .Islamischer Staat™, aber auch durch staatliche Akteure. Aktuell seien
global betrachtet unterschiedliche Gruppierungen wie beispielsweise Jesiden, gewisse
christliche Stromungen, die Baha'i oder die Rohingya von Diskriminierung betroffen.
Daher sehe die Schweizer Aussenpolitik die Férderung und den Schutz religidser und
ethnischer Minderheiten als einen integralen Bestandteil ihres Agitationsfeldes an. In
diesem Sinne aussere sich ihr Engagement in der Unterstlitzung diverser Projekte, wie
beispielsweise in der Aufbauhilfe fir ein Zentrum zur psychosozialen Unterstitzung von
Kindern im syrischen Homes, oder der Unterstitzung diverser
Menschenrechtsorganisationen im Irak. Zudem gehe sie das Thema auf bilateraler
Ebene Uber politische Konsultationen und Dialogsuche sowie auf multilateraler Ebene
Uber ihre Unterstutzung des Europarats, der OSZE sowie massgebender Resolutionen
im UNO-Menschenrechtsrat an. 7

Ein Postulat Ingold (evp, ZH) erbittet einen Bericht, in welchem mégliche Massnahmen
beziiglich der Ausbildungsvoraussetzungen fiir Imame aufgezeigt werden sollen. Mit
deren Hilfe soll man den Schutz vor islamistischen Missionierungsversuchen angehen
kénnen - zu Gunsten der Férderung des Integrationspotenzials im Umgang mit
muslimischen Jugendlichen. Ingold spricht den Imamen bezuglich der Funktionalitat
des interreligiosen Zusammenlebens und in der Verhinderung der Kultivierung von
Parallelgesellschaften eine bedeutende Schlisselrolle zu. Dies kdénne aber nicht
sichergestellt werden, wenn erzkonservative Import-Imame - zumeist von ihren
Herkunftslandern finanziert und mit Schweizer Werten und Gepflogenheiten nicht
vertraut - diese Rolle Ubernehmen. Daher brauche es sowohl theoretische als auch
praktische Lehrgénge fir Imame.

Der Vorstoss stand bereits in der Herbstsession 2016 ein erstes Mal zur Diskussion und
wurde vom Bundesrat zur Annahme beantragt. Yvette Estermann (svp, LU) aber
bekéampfte diesen, weshalb die Debatte auf einen spateren Zeitpunkt verschoben
wurde. Auch in der Frihjahrssession 2017, in welcher die Debatte erneut aufgegriffen
wurde, beharrte Estermann auf ihrer Position. Sie argumentierte, dass ein solcher
Bericht nichts bringe, solange die Schweiz bereitwillig Errungenschaften wie ihre
eigenen Gesetze und die Meinungsausserungsfreiheit zu Gunsten falscher Solidaritat
und Ubertriebener Toleranz aufgebe. Um sich dieser Sache annehmen zu kdnnen,
brauche es wieder vermehrt Zutrauen, und dieses habe sie auch: In unsere heutigen
Gesetze, aber auch in nachfolgende Generationen; dass diese vielleicht wieder den Mut
aufbringen werden, ihre Meinung zu aussern und ihrem Gegenuber zu vermitteln, was
sich flir unser Land gehdre und was nicht. Die Vorlage wurde schliesslich trotz ihres
Einwandes im Nationalrat zur Abstimmung gebracht und dort mit 90 zu 87 Stimmen bei
zwei Enthaltungen angenommen. 7

In Erflllung des Postulats Aeschi (svp, ZG) legte der Bundesrat im Sommer 2017 seinen
Bericht zur Prasenz religioser Symbole im 6ffentlichen Raum vor. Der Postulant hatte
den Bundesrat ersucht, der Frage nach einem allfélligen gesetzgeberischen
Handlungsbedarf bezlglich des Aufhdngens und Tragens religioser Zeichen in
offentlichen Gebduden nachzugehen. Der Bundesrat sieht indes keine Notwendigkeit
darin,  entsprechende  Rechtsvorschriften auf Bundesebene  aufzugreifen.
Erfahrungsgeméss werde ein Grossteil der Konflikte um besagte Thematik
ausserrechtlich geldst. Zudem sei der foderalistische Ansatz des Religionsrechts in der
Schweiz stark verankert und habe sich grundsatzlich gut bewahrt. Kommunale und
kantonale Behodrden seien in der Regel mit den jeweiligen lokalen Umstanden gut
vertraut und durchaus im Stande, situationsgerechte und zweckmassige Losungen im
direkten Kontakt mit den Betroffenen zu finden. In den seltenen Féllen der
Rechtsweginanspruchnahme gelinge es den Gerichten gut, die individuellen
Grundrechtsanspriche mit den gesellschaftlichen Interessen in Einklang zu bringen. *
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Der Bundesrat sah das Postulat von Siebenthal (svp, BE) zur Situation religioser
Minderheiten und zu den von der Schweiz getroffenen Massnahmen zu deren Schutz im
Rahmen seines Aussenpolitischen Berichts 2016 als erflllt an und beantragte dem
Nationalrat in seinem Bericht Uber Motionen und Postulate (17.006) die Abschreibung
des Geschéfts. °

Im Rahmen des alljdhrlichen Bundesratsberichts tber die Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Rate (BRG 18.006) wurde auch die Motion Streiff-Feller (evp, BE) zur
verstarkten Thematisierung der Religionsfreiheit angesprochen. Da der Vorstoss auch
zwei Jahre nach dessen Uberweisung noch nicht erfillt war, erlauterte der Bundesrat
im Kapitel Il des Berichts der zustandigen Kommission (APK-SR) den Realisierungsstand
der Motion. Im internationalen Kontext habe sich die Schweiz aktiv an den Arbeiten der
UNO beteiligt, indem sie diverse themenspezifische Resolutionen mitverhandelt,
mitunterzeichnet und verabschiedet habe. Des Weiteren habe sie an interaktiven
Dialogen mit Sonderberichterstattern zur Religions- und Glaubensfreiheit sowie an
internationalen Symposien gegen religidse Intoleranz teilgenommen. Seit Marz 2017
habe die Schweiz den Vorsitz der «International Holocaust Remembrance Alliance»
inne und unterstitze in diesem Rahmen die Férderung der Geschichtsforschung und
des Unterrichts Uber den Holocaust in den Mitgliedslandern. Gedanken-, Gewissens-
und Religionsfreiheit seien in bilateralen Gesprachen mit diversen Léndern, die
religiose Toleranz im Rahmen der ersten politischen Konsultation mit der Organisation
fur islamische Kooperation thematisiert worden. 7

Der Bundesrat erachtete das Anliegen des Postulats Aeschi (svp, ZG) mit dem im
Sommer 2017 verabschiedeten Bericht zur Présenz religioser Symbole im 6ffentlichen
Raum als erfillt und beantragte dem Nationalrat im Rahmen seines Berichtes zu
Motionen und Postulaten (BRG 18.006) die Abschreibung des Vorstosses. Dieser kam
dem Antrag in der Sommersession 2018 nach. ”’

Die 2010 eingereichte Motion Reimann (svp, SG) zum Einhalt der Verfolgung religioser
Minderheiten im Irak wurde im Sommer 2018 im Rahmen des Bundesratsberichts Uber
die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Réte (BRG 18.006) abgeschrieben.

Die enge Verknupfung zwischen Fragen der Religionsfreiheit und der politischen
Rahmenbedingungen im Irak und im Mittleren Osten sei seit der Behandlung der Motion
neuerlich durch die Lageentwicklung in der Region unterstrichen worden, erklarte der
Bundesrat im Bericht. Seit dem militarischen Schlag gegen den Islamischen Staat (IS)
habe es ernstzunehmende Versuche zur Verséhnung und Miteinbeziehung von
Minderheiten gegeben. Die Schweiz engagiere sich daher weiter fur
Stabilisierungsmassnahmen, indem sie auf bilateraler Ebene beispielsweise
Weiterbildungsprogramme internationaler Organisationen (IKRK, Unicef) unterstltze
oder sich in Projekte zur Férderung des humanitéren Volkerrechts im Irak einbringe.
Auf multilateraler Ebene strebe die Schweiz eine breitere Aufklarung Uber die Tétung
und Vertreibung christlicher und weiterer Minderheiten an. Ein wichtiger Schritt in
diese Richtung sei bereits im Mai an der «Madrid International Conference on the
Victims of Ethnic and Religious Violence in the Middle East» gemacht worden. Daher
erachtete der Bundesrat das Anliegen der Motion als erfillt und beantragte sie zur
Abschreibung. 7®

Kaum war das Jahr 2019 eingeldutet, griffen die Medien auch schon den ersten
politischen Dauerbrenner auf: das Verhaltnis von Kirche und Staat. Die tber Jahre und
Jahrzehnte auch in der Schweiz viel diskutierte Frage nach der Politisierung der Kanzel
wurde Anfang Jahr mit der Ankiindigung Uber die Neugriindung eines Think-Tanks
«Kirche/Politik>» neuerlich aufgekocht. Dessen Initiatoren, der CVP-Président Gerhard
Pfister (ZG) und die Freiburger FDP-Stadtparlamentarierin und Theologin Béatrice
Acklin ~ Zimmermann, stiessen sich geméss dem Tages-Anzeiger an der
Selbstgerechtigkeit, mit der sich Kirchenleute bisweilen zu politischen Themen
adusserten und an der fehlenden Zurlckhaltung hinsichtlich sachspezifischer
Stellungnahmen und Abstimmungsparolen. Aktive Positionierungen wie beispielsweise
von Bischof Felix Gmur zur Energiestrategie, von Grossminsterpfarrer Christoph Sigrist
zur Durchsetzungsinitiative oder vom Zurcher Generalvikar Josef Annen zu den
Sozialdetektiven, aber auch Aussagen wie jene der Zurcher Synodalratsprasidentin
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Franziska Driessen Uber die Unwahlbarkeit der SVP oder die Absprache des
Katholischseins von SVP-Nationalratin Natalie Rickli (ZH) im Rahmen der No-Billag-
Initiative waren mitunter Stein des Anstosses. Dieses Verhalten gleiche einem «tiefe[n]
Ruckfall ins Mittelalter» und sei «politreligidser Populismus>», wie sich die Initiatoren
gegenlber dem Tages-Anzeiger ausserten. Es gehe ihnen nicht darum, die Kirchen
«politisch zu sterilisieren», diese kénnten und sollten sich weiterhin einbringen. Es
stelle sich hier also weniger die Frage, ob sich die Kirchen einbringen sollten, sondern
vielmehr, wie sie es taten. Gerhard Pfister betonte, es gehe nicht an, dass Kirchen mit
biblischen Normen Politik machten, zumal die Kirchenleute oft nur schlechte
Kenntnisse Uber die Dossiers hatten und nur zu gerne ausser Acht liessen, dass es bei
der Tagespolitik um Kompromisse gehe. Die Kirchen kénnten sich durchaus in die
Diskussion einbringen, seien in diesem Kontext aber lediglich eine unter vielen Stimmen
- und «keine bessere». Zudem beklagte Pfister, dass die Kirchen nebst dem
Kompetenzproblem auch ein Glaubwurdigkeitsproblem hatten: Durch ihr derartiges
Einmischen in die Tagespolitik scheuten sie sich davor ihr Alleinstellungsmerkmal - die
katholische Soziallehre - zu vertreten und wollten stattdessen wie alle anderen sein. So
wlrden sie aber lediglich noch zu «Sozialarbeitern» und damit auch verzichtbar. Acklin
Zimmermann pladierte dafur, dass sich die Kirchen wieder vermehrt auf die Ethik
zurlickbesinnten und weniger Uber Moral diskutierten. Statt mittels politischer
Stellungnahmen sollten sie den Meinungsbildungsprozess vermehrt tber ihr ethisches
Wissen und entsprechende Beitrage unterstlitzen. Zudem wuinsche sie sich, dass die
Kirchen sich breiter und auch vermehrt mit eigenen Themen einbrachten, schliesslich
hétten sie sich lange genug lediglich auf bioethische Anliegen fixiert, was ihnen den
Vorwurf der Fokussierung auf Themen wie Abtreibungen und Homosexualitat
eingebracht habe.

Mit ebensolchen Fragen wolle sich der Think-Tank nun einmal jahrlich an einer
offentlichen Tagung beschéaftigen und in diesem Rahmen zugleich Wertbegriffe wie
Freiheit und Verantwortung oder Fragen der Menschenwilrde diskutieren. Unterstitzt
wurden die beiden Initiatoren von Bundesparlamentarierinnen und -parlamentariern
wie Eric Nussbaumer (sp, BL), Claudio Zanetti (svp, ZH) und Maja Ingold (evp, ZH) sowie
von Theologen verschiedener Konfessionen wie Alt-Abt Berchtold Mdller,
Theologieprofessor Ralph Kunz und dem Glarner Kirchenratsprasidenten Ulrich
Knopfel. Letztgenannter, der zugleich auch Ratsmitglied des SEK ist, zeigte sich auf
Anfrage der Online-Plattform Ref.ch bezuglich dieses Umstandes aber eher Uberrascht:
Knopfel bestatigte gegenlber der Redaktion, dass er im November als Privatperson an
einem Treffen mit Pfister und Acklin Zimmermann teilgenommen habe und in diesem
Rahmen uber Kirche und Politik diskutiert worden sei, dass aber gleich ein Think-Tank
gegrundet wurde, sei ihm neu. Man habe in diesem Gesprach u.a. lediglich erwogen,
2019 eine Veranstaltung zu diesem Thema durchzufihren. Dennoch teile er
grundsatzlich das Anliegen der Initiatoren, dass die Kirche sich nur in Ausnahmeféallen
zur Tagespolitik aussern solle.

Ganzlich anderer Ansicht war hingegen der Zlircher NeumuUnsterpfarrer Res Peter, der
sich ob der Forderung der Initiatoren nur wenig Uberrascht zeigte. Peter, der sich
selbst regelmassig in die politische Debatte einbringt - beispielsweise im Rahmen der
Selbstbestimmungsinitiative oder der Unternehmenssteuerreform Il - meinte
gegenlber Ref.ch lediglich: «Es tut Politikern weh, wenn man konkret wird.» Es sei
durchaus gut, dass Ethiker differenziert abwégten und diskutierten, im Unterschied zu
ihnen sei es aber nun einmal seine Aufgabe als Pfarrer, Schlussfolgerungen zu ziehen
und seine Uberlegungen mit seiner Gemeinde zu teilen.

Die Diskussion um das neue Projekt wurde indes nicht nur zwischen den entzweiten
Kirchenvertretungen ausgetragen; auch auf Mitinitiator Gerhard Pfister prasselte einige
Kritik ein. Besonders die WOZ unterstellte ihm Bigotterie, da seine Kritik an den
Kirchenleuten lediglich situationsbedingt ausfalle. Wahrend Pfister in seiner
Propagierung der Schweiz als ein christliches Land vor lauter Fixierung auf den
islamischen den christlichen Fundamentalismus vergesse, sei sein «Glaubensfass»
durch ein «Eintreten fir ein Mindestmass an Grundrechten» - wie es beispielsweise in
der Asyldebatte vorgenommen worden war - zum Uberlaufen gebracht worden. Die
weitladufigen und zumeist auch diffamierenden Kirchenpositionen im Rahmen der
Diskussionen um die «Ehe fur alle» hatten hingegen nie zur Diskussion gestanden. Auch
stiess Pfisters Aussage, dass wir uns im Falle des Versdaumnisses, Religion und Politik zu
trennen, einem «Gottesstaat a la Iran» néherten, auf grosse Kritik. Gemass der WOZ sei
die Schweiz sehr weit von diesem Szenario entfernt. Es bestehe viel mehr die Gefahr,
dass die Schweiz zu einem Unrechtsstaat werde, wenn wir uns weiterhin um
Abstimmungsvorlagen bemihten, die offensichtlich die Menschenrechte tangierten.
Vor diesem Hintergrund sei es auch von Kirchenleuten nichts anderes als ein reiner
ziviler Akt, ihre Stimme gegen das Unrecht zu erheben. ”*
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Die Motion Streiff-Feller (evp, BE) zur verstarkten Thematisierung der Religionsfreiheit
war auch 2018 noch nicht erflllt worden, weshalb der Bundesrat neuerlich im Rahmen
des Berichts Uber die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Rate (BRG 19.006)
eine Erladuterung des Realisierungsstandes zuhanden der zustdndigen Kommission (APK-
SR) anflihrte. Wie bereits in den Vorjahren habe die Schweiz sich auch 2018 an
Verhandlungen und Unterzeichnungen von themenspezifischen UNO-Resolutionen
beteiligt. Im Juli habe sie an der erstmals stattfindenden Ministertagung zur Férderung
der Religionsfreiheit in Washington teilgenommen, zu der der US-Staatssekretar Mike
Pompeo eingeladen hatte. Des Weiteren habe sich die Schweiz aktiv an den OSZE-
Vorsitzkonferenzen zur Bekdmpfung von Antisemitismus sowie Intoleranz und
Diskriminierung in Rom beteiligt und ihr Engagement im Rahmen ihres Vorsitzes der
«International Holocaust Remembrance Alliance» fortgesetzt, indem sie die Ausstellung
«The Last Swiss Holocaust Survivors» durchgefuhrt, Diskussionen organisiert und an
Konferenzen teilgenommen habe. Auch habe man neuerlich bilaterale Gesprache zur
Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit gefuhrt und im Rahmen der Konsultation
mit der Organisation fir islamische Kooperation die religiése Toleranz thematisiert. &

Im Sommer 2019 verlagerte eine am Institut fur Religionsrecht der Universitat Freiburg
verfasste Studie den religionspolitischen Fokus vom nationalen auf die kantonalen
Parlamente. Max Ammann und Prof. René Pahud de Mortanges untersuchten flr den
Zeitraum von 2010 bis 2018 eingereichte Vorstésse zu religionspolitischen Themen in 15
reprasentativ ausgewahlten Kantonen.

Insgesamt konnten die Autoren 140 parlamentarische Vorstdsse ausfindig machen
(Hochstwert: 20 im Kt. Bern; Tiefstwert: O im Kt. Graublnden), die insgesamt 16
verschiedenen Parteien zugeordnet werden konnten. Uber zwei Drittel der
eingereichten Vorstdsse kamen von den vier Bundesratsparteien SVP, SP, FDP und CVP,
wobei die SVP mit 48 Vorstdssen - also rund einem Drittel aller Vorstésse - mit Abstand
die aktivste Partei war und selbst die beiden zweitklassierten Parteien SP und CVP (je 20
Vorstosse) zusammengenommen noch Ubertraf. Hinsichtlich der
Religionsgemeinschaften fokussierten die Vorstdsse in erster Linie den Islam (ca. 60%)
und das Christentum (ca. 30%), wéhrend das Judentum den Autoren zufolge in der
kantonalen Politik praktisch inexistent sei. Mit 33 von insgesamt 81 islamspezifischen
Vorstdssen (CVP 9; FDP und SP je 6) und zehn von insgesamt 42 Einreichungen zum
Christentum (SP 7; FDP 5; CVP 3) dominierte die SVP die Religionsdebatte nachweislich,
wobei sie in der Islamdebatte einen deutlich gréssen Unterschied zu den anderen
Parteien aufwies, was gemass den Studienverantwortlichen durchaus ihrem
Parteiprogramm entspreche.

Innerhalb der Vorstdsse, die das Christentum betrafen, benannten die Forscher die
Kirchenfinanzierung und die Kirchensteuern, die religiose Neutralitat, kirchliche
Feiertage und den Religionsunterricht als Kernthemen. Lediglich in einzelnen Kantonen
zur Diskussion standen hingegen Themen wie Kirchenglocken, Freikirchen oder die
Aberkennung des offentlich-rechtlichen Status der rémisch-katholischen Kirche.
Letzteres Anliegen sei gemass den Autoren der einzige Vorstoss gewesen, der offen die
Privilegien einer christlichen Kirche angreife. Zusammenfassend zeige die Analyse auf,
dass den christlichen Kirchen zunehmend ein «sédkularer Wind» seitens der Politik
entgegenwehe und ihre rechtliche und gesellschaftliche Stellung mit den eingereichten
Vorstdssen meistens unter Druck gesetzt werde.

Dennoch stelle der Islam in der politischen Arena noch immer die umstrittenste
Religionsgemeinschaft dar, obwohl die Musliminnen und Muslime lediglich flinf Prozent
der Schweizer Wohnbevélkerung ausmachten und zudem eine sehr disperse
Gemeinschaft seien. Die mit dem Islam verknlpften Schllisselthemen fokussierten
Vermummungsverbote und Kleidervorschriften, die o&ffentliche Anerkennung,
islamische Institutionen im Allgemeinen, die Wertedebatte - insbesondere hinsichtlich
der Scharia - sowie die Radikalisierungs- und Terrorgefahr. Ammann und Pahud de
Mortanges kamen zum Schluss, dass ein Grossteil der eingereichten Vorstdsse sehr
islamkritisch gewesen sei und dass die Legislativmitglieder offensichtlich grosse
Vorbehalte gegenlber der - in der Schweiz - vergleichsweise neuen Religion und ihrer
Anhéangerschaft héatten. Die Debatte finde hierbei auf den zwei Ebenen der
institutionellen und der gesellschaftlich-kulturellen Einbindung statt.

Hinsichtlich der moglichen Auswirkungen religionspolitischer Vorstdsse auf das
Religionsverfassungsrecht werden gemass der Autorenschaft zwei politische Agenden
ersichtlich: Zum einen Ube ein offensiver politischer Ansatz Druck auf die anerkannten
Kirchen aus und tendiere somit zu einem Abbau ihrer institutionellen Privilegien, was
sich friher oder spéater auf ihren rechtlichen Status auswirken kénne. Zum anderen
bestehe gerade gegenlber neueren, nicht-christlichen Religionsgemeinschaften und
besonders dem Islam ein tendenziell defensiverer und auf Erhalt bedachter politischer
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Ansatz, obwohl die Politik aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben maoglichst zu einer
Gleichbehandlung aller Religionsgemeinschaften angehalten ware. Allerdings sei der
Wille hierzu und die damit einhergehende Einrdumung ahnlicher Privilegien und
Rechte, wie sie den christlichen Volkskirchen zugesprochen werden, gegenwartig nur
wenig ersichtlich. ®

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Konservative und Rechte Parteien

An ihrer Delegiertenversammlung in Frauenfeld (TG) beschloss die EVP die Ja-Parole
mit 109:12 Stimmen zur Schengen/Dublin-Vorlage und mit 98:20 Stimmen zur
Ausdehnung der Personenfreizigigkeit auf die neuen EU-Mitglieder. Anschliessend
verabschiedeten die Delegierten eine Islam-Resolution, worin sie die Unantastbarkeit
der Glaubensfreiheit in der Schweiz betonten. Im Umgang mit dem Islam brauche es
gegenseitige Toleranz, weshalb ein generelles Kopftuchverbot abgelehnt wurde;
zugleich forderte die EVP christlichen Religionsunterricht auf der Primarschulstufe. 8

Am 20. Juni fand eine Delegiertenversammlung der EVP in Winterthur (ZH) statt, an der
die Ja-Parole zum Verzicht auf die Einflihrung der allgemeinen Volksinitiative und die
Nein-Parole zur Anti-Minarett-Initiative beschlossen wurden. &

Am 17. Oktober fand eine Delegiertenversammlung der EDU in Liestal (BL) statt. An
dieser empfahlen die Delegierten die Anti-Minarett-Initiative einstimmig zur
Annahme. Zur Vorlage Uber die Spezialfinanzierung des Luftverkehrs wurde ebenfalls
die Ja-Parole beschlossen, abgelehnt wurde dagegen die GSoA-Initiative fur ein Verbot
von Kriegsmaterialexporten. &

Verbande
Uberparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Nachdem 2015 ein Dutzend Personen das Schweizer Pendant zur deutschen Bewegung
Pegida gegrindet und die Staddte Basel und Frauenfeld erfolglos um
Demonstrationsbewilligungen ersucht hatte, blieben auch 2016 samtliche
Kundgebungsversuche von Pegida Schweiz ohne Erfolg. Zwar erteilten die Stadtbasler
Behdrden dem Verein im Januar eine Bewilligung flr eine Demonstration, nachdem
jedoch gewaltbereite Gruppierungen aus rechts- und linksextremen Kreisen ihre
Teilnahme an jener Kundgebung respektive an einer Gegenkundgebung angekundigt
hatten, wurde die Bewilligung aus Sicherheitsgriinden wieder entzogen. Alle weiteren
Gesuche fur Demonstrationen in den Stadten Aarau, Frauenfeld und Luzern wurden von
den jeweiligen Behdrden ebenfalls nicht bewilligt. Auch wenn Pegida Schweiz-Prasident
Mike Spielmann, Mitglied der rechten Kleinstpartei Direktdemokratische Partei, in der
Folge unbewilligte Demonstrationen angekindigt hatte, kam es nie zu einer solchen.
Gegenulber der NZZ sagte ein Beobachter der rechtsextremen Szene, Pegida Schweiz
verfuge Uber eine geringe Mobilisierungsfahigkeit und sei in erster Linie ein
~aufgeblasenes Medienprodukt™.

In der Debatte um die bevorstehende Selbstbestimmungsinitiative veréffentlichte die
Weltwoche Anfang November 2018 einen Artikel Uber eine scheinbare Verbindung
zwischen dem ungarisch-amerikanischen Milliardar George Soros und der Operation
Libero, welche die Initiative bekampfte. Soros finanziert weltweit Zivilgesellschaften mit
Spendegeldern; 2017 soll er seiner Stiftung Open Society Foundations (OSF) 18 Mrd. US-
Dollar Ubertragen haben. Die Stifung setzt sich nach eigenen Angaben in Uber 60
Landern unter anderem fur journalistische Projekte, mehr Demokratie, Bildung,
Menschenrechte und gegen Diskriminierung ein.

Einem durch Soros und seine Stiftung finanzierten europapolitischen Think-Tank, dem
EFCR, gehort auch die Co-Prasidentin der Operation Libero, Flavia Kleiner, an, weshalb
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die Weltwoche nun die Frage stellte, ob auch Operation Libero von Geldern Soros'
profitiere. Kleiner habe diesen Verdacht auf Anfrage entristet zurtckgewiesen und
darauf aufmerksam gemacht, dass sich Operation Libero ausschliesslich Uber
Crowdfunding finanziere.

Der Abstimmungskampf um die Selbstbestimmungsinitiative, dies schrieb das Online-
Magazin «Republik» ein paar Tage spater, gestalte sich im Hinblick auf die Soros-Frage
nur an der Oberflache «weichgespult». In Wirklichkeit sickere «die Rhetorik der neuen
globalen Rechten» in die Debatte ein und es wilrden gezielt Verschwérungstheorien
verbreitet, deren gemeinsamer Nenner George Soros als zugleich «grésster
gemeinsamer Feind der extremen Rechten» sei. In den USA bewirtschafte ihn die
Rechte seit Jahren als Feindbild und Initiator jeglicher Protestbewegungen. Unter
rechtsextremen Verschworungstheoretikern, so die Republik weiter, gelte der Jude
George Soros unterdessen als Wurzel des Bdésen; ihm werde vorgeworfen, die
Weltherrschaft Gbernehmen zu wollen. Soros' Kampfzone, stellte die Weltwoche auf der
anderen Seite fest, habe sich vom Sozialismus in den 1970er- und 1980er-Jahren auf die
rechtskonservativen Bewegungen verlagert. Die OSF betreibe gar einen «Kreuzzug
gegen die Rechtskonservativen».

Wie die Republik aufzeigte, war die Debatte um die Abhéngigkeit der Operation Libero
von Soros' Geldern aber nicht in der Weltwoche entbrannt, die das Thema lediglich
aufgegriffen hatte, sondern auf Social Media und auf der Website der
nationalkonservativen Bewegung «Brennpunkt Schweiz». Drei Wochen spater zitierte
die Aargauer Zeitung eine Stellungnahme der OSF. Demnach habe man die Stiftung
Operation Libero «nie finanziell» unterstitzt, denn die OSF sei nicht in Parteipolitik
involviert. Flavia Kleiner wiederholte zudem gegentber der Aargauer Zeitung ihre
Aussage aus der Weltwoche, wonach sie oder die Operation Libero nie Geld von Soros
oder einer seiner Stiftungen erhalten héatten. Es verbliffe sie aber, dass das
Engagement Soros' verteufelt und von rechten Verschworungstheoretikern missbraucht
werde. %
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